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BEI POLIZEIMELDUNGEN SIND DIE NATIONALITÄTEN ANZUGEBEN

Der ungeschönten Realität ins Auge blicken
Die von der SVP des Kantons Zürich kürzlich lancierte Volksinitiative verlangt, dass die 
Polizei die Bevölkerung in transparenter Weise über Straftaten informieren muss. 
So sollen bei Mitteilungen zukünftig neben Alter und Geschlecht auch alle Nationalitäten 
von Tätern und Tatverdächtigen veröffentlicht werden. Die Volksinitiative wurde 
nötig, weil linksalternative Politiker die bisherige Praxis fahrlässig über den Haufen 
warfen, da Ausländerkriminalität nicht in ihr ideologisches Weltbild passt.

Am 20. Mai 2015, im Vorwahlkampf zu 
den Nationalratswahlen, hat eine Sozi­
aldemokratin, damals noch Gemeinde­
rätin im Zürcher Stadtparlament, im 
Gemeinderat eine einfache Anregung 
in Form eines Postulates eingereicht. 
Der Inhalt war brisant: Die heutige Na­
tionalrätin verlangte vom Zürcher 
Stadtrat, zu prüfen, ob in Zukunft in 
den Medienmitteilungen der Stadtpo­
lizei auf die Nennung der Nationalitä­
ten verzichtet werden kann. Natürlich 
war das für die linksaussen stehende 
Sozialdemokratin purer Wahlkampf. 
Ihre Partei will das Wort Ausländer im 
Zusammenhang mit Gewalttaten nicht 
nennen. Für sie sind alle Ausländer in 
unserem Land sehr willkommen. Dass 
die Zuwanderung Probleme in Form 
von Kriminalität mit sich bringt, blen­
det die Nationalrätin gänzlich aus.

Am 19. August 2015 überwies eine 
Mehrheit bestehend aus SP, Grünen, 
Alternativen und Grünliberalen des 
Stadtzürcher Gemeinderates nach einer 
hoch emotionellen Debatte diese Anre­
gung zur Prüfung an den Stadtrat von 
Zürich. Im Hinblick auf die Mehrheits­
verhältnisse im Stadtparlament war 
dies keine Überraschung.

Der eigenmächtige 
Sicherheitsvorsteher
Die Überraschung kam dann im No­
vember 2017. Der linksalternative Stadt­
zürcher Sicherheitsvorsteher verfügte 
eigenständig, dass per sofort in den 
Medienmitteilungen der Stadtpolizei 
die Nationalitäten von mutmasslichen 

Straftätern und Verbrechern nicht mehr 
genannt werden. Er wolle nicht, so der 
Sicherheitsvorsteher anlässlich der ein­
berufenen Medienkonferenz, dass die 
Wörter Kriminalität und Ausländer in 
Verbindung gebracht werden, sie hät­
ten nichts miteinander zu tun. Sein Po­
lizeicorps, der Polizeibeamtenverband, 
ja sogar die Vereinigung der Polizei­
kommandanten empfiehlt jedoch ge­
nau das Gegenteil. Der Zürcher Sicher­
heitsvorsteher kehrte eine langjährige 
und bewährte Praxis um. Informatio­
nen und Fakten sollen neu unter den 
Teppich gekehrt werden. Probleme 
dürfen nicht mehr beim Namen ge­
nannt werden. Man will ganz offen­
sichtlich über Unangenehmes nicht 
mehr sprechen. Die gleichen Parteien, 
welche am liebsten die Steuererklä­
rungen aller Bürgerinnen und Bürger 
in Zeitungen veröffentlicht sähen, wol­
len bei Verbrechen dann vom Öffent­
lichkeitsprinzip plötzlich nichts mehr 
wissen.

Ausländer in der Überzahl
Im Kanton Zürich leben 26,5 Prozent 
Ausländerinnen und Ausländer. In der 
kantonalen Kriminalitätsstatistik liegt 
der Ausländeranteil aller Verurteilten 
bei 54 Prozent. Interessant wird es, 
wenn man die Medienmitteilungen der 
Stadtpolizei zwischen Januar und No­
vember 2017 genauer analysiert. In 
diesem Zeitraum verschickte die Stadt­
polizei 183 Medienmitteilungen mit 
Nennung von Nationalitäten von mut­
masslichen Verbrechern. Diese Medien­
mitteilungen betreffen rund 280 Per­
sonen. Von diesen haben 100 Personen 
die Schweizer Nationalität, 180 sind 
ausländischer Herkunft. Erwähnens­
wert ist auch die Herkunft der 180 Aus­
länder: 34 Personen sind aus Afrika, 30 
aus Nordafrika, 30 Personen sind Ost­
europäer, 20 kommen aus der Balkan­

gegend und 60 Personen sind aus di­
versen anderen Länder.

Die versuchte Täuschung
Am Sonntag, 28. Januar 2018, informier­
te die Stadtpolizei Zürich über Gewalt­
delikte am Samstagabend: «Sechs Fest­
nahmen nach mehreren Raubdelikten 
in Zürich», hiess der Titel der Medien­
mitteilung.

Dabei wurde festgehalten, dass im 
Stadtzürcher Kreis 9 mehrere Täter ge­
waltsam zwei Kindern im Alter von 12 
und 13 Jahren Bargeld entwendeten. 
Weiter raubten später an der Platzpro­
menade im Stadtzürcher Kreis 1 meh­
rere Männer einem 19-Jährigen Bargeld 
und seine elektronischen Geräte. Vier 
Männer im Alter von 16 bis 18 Jahren 
wurden am gleichen Tag verhaftet. 
Ebenso raubten mehrere Männer im 
Kreis 11 einem 21-Jährigen einen por­
tablen Lautsprecher. Dabei schlugen 
die Täter auf das Opfer ein. Zwei Män­
ner im Alter von 18 und 22 Jahren konn­
ten inzwischen festgenommen werden.

Seit zwei Monaten werden in den 
Polizeimeldungen der Stadtpolizei Zü­
rich auf Anweisung des alternativen 
Sicherheitsvorstehers Richard Wolff 
für die Bevölkerung massgebende In­
formationen zurückgehalten. Die SVP 
der Stadt Zürich hat sich nach den feh­
lenden Fakten erkundigt. Diese lassen 
aufhorchen.

Die unschöne Realität
Beim ersten Delikt im Stadtkreis 9 ist 
die Polizei noch am Ermitteln. Des­
halb können hier verständlicherweise 
aktuell keine Angaben über die Her­
kunft der mutmasslichen Täter ge­
macht werden. Für die zwei anderen 
Raubtaten konnte die Polizei mut­
massliche Täter eruieren und festneh­
men. Bei diesen handelt es sich im Fall 
des Raubes im Kreis 1 um einen Mann 

aus dem Irak mit Aufenthaltsstatus F 
(vorläufig aufgenommen), zwei Män­
ner aus Syrien mit Aufenthaltsstatus N 
(Asylsuchende) sowie einen Kosovaren 
mit Aufenthaltsstatus B (Aufenthalts­
bewilligung). Bei der dritten Raubtat 
konnte die Polizei zwei mutmassliche 
Täter verhaften. Hier handelt es sich 
um einen Mann aus Libyen mit Auf­
enthaltsstatus F (vorläufig aufgenom­
men) sowie einen Mann unbekannter 
Herkunft mit Aufenthaltsstatus N (Asyl­
suchende).

Die Bevölkerung ernst nehmen
Warum darf die Bevölkerung nicht 
wissen, was die Hintergründe solcher 
Täter sind? Weil Zürichs alternativer 
Polizeivorsteher verboten hat, die Na­
tionalität von mutmasslichen Tätern 
bekannt zu geben. Damit wird die 
Wahrheit unterdrückt und die Bevöl­
kerung für dumm verkauft. Wie sich 

zeigt, handelt es sich beim Grossteil 
dieser mutmasslichen Täter um Perso­
nen aus dem Asylbereich. Die Bevölke­
rung hat ein Anrecht darauf, vom 
Staat die Wahrheit zu erfahren. Das 
Vertrauen in den Staat und die Behör­
den sinkt, wenn der Bürger nicht offen 
und ehrlich informiert wird.

Die SVP nimmt die Sorgen und Nöte 
der Bevölkerung ernst und lancierte 
deshalb vor wenigen Wochen die 
Volksinitiative «Bei Polizeimeldungen 
sind die Nationalitäten anzugeben», 
sodass die Stadtpolizei Zürich in naher 
Zukunft Polizeimitteilungen wieder 
vollständig veröffentlichen muss. Wer 
die Verschleierungstaktik des alterna­
tiven Stadtzürcher Sicherheitsvorste­
hers nicht einfach hinnehmen will, 
dem sei dringend empfohlen, die kan­
tonale Volksinitiative «Bei Polizeimel­
dungen sind die Nationalitäten anzu­
geben» zu unterschreiben.

Mauro Tuena
Nationalrat
Präsident
SVP Stadt Zürich

SO STIMMEN SIE RICHTIG!

Volksabstimmung vom 
4. März 2018
 
Eidgenössische Vorlagen
1. �Bundesbeschluss vom 16. Juni 2017  

über die neue Finanzordnung 2021 Ja

2. �Volksinitiative vom 11. Dezember 2015  
«Ja zur Abschaffung der Radio-  
und Fernsehgebühren» (Abschaffung  
der Billag-Gebühren)

Ja

Kantonale Vorlagen
1. �Kantonale Volksinitiative «Lehrplan vors Volk» Ja

Jetzt unterschreiben
Bogen zum Herunterladen und weitere Informationen unter:

www.nationalitaeten-initiative.ch



VORSCHAU AUF DIE FRÜHLINGSSESSION

Alte Versäumnisse und neue Fehlleistungen erreichen Bern
Auf hehre Absichten kann man sich in der Politik oft schnell verständigen. Man lese dazu Artikel 75 der Bundes- 
verfassung über die Raumplanung: «Der Bund legt Grundsätze der Raumplanung fest. Diese obliegt den Kantonen  
und dient der zweckmässigen und haushälterischen Nutzung des Bodens und der geordneten Besiedlung des Landes.» 
Im Tagesgeschäft jedoch kann’s kompliziert und widersprüchlich werden. Man lese dazu die Traktandenlisten der 
eidgenössischen Räte für die Frühlingssession.

Unter verschiedensten Titeln und An­
liegen kommen immer wieder raum­
planerische Versäumnisse und Wün­
sche zum Vorschein, die sich beim bes­
ten Willen nicht auf einen gemeinsa­
men Nenner bringen lassen. Das zeigt 
anschaulich die von links-grüner Seite 
eingereichte Volksinitiative «Zersiede­
lung stoppen – für eine nachhaltige 
Siedlungsentwicklung» vom Oktober 
2016. Als erste Kammer nimmt der 
Ständerat dieses Anliegen nun unter 
die kritische Lupe.

Volksinitiative auf dem Prüfstand
Das Begehren will die Ausdehnung der 
Bauzonen stoppen. Die Ausscheidung 
neuer Bauzonen soll nur zulässig sein, 
wenn eine mindestens gleich grosse 
Fläche von vergleichbarem landwirt­
schaftlichem Ertragswert ausgezont 
wird. 

Gleichzeitig sollen Bund, Kantone 
und Gemeinden «nachhaltige Formen 
des Wohnens und Arbeitens fördern 
und eine qualitätsvolle Siedlungsent­
wicklung nach innen anstreben». Aus­
serhalb der Bauzonen sollen nur noch 
Bauten für die bodenabhängige Land­
wirtschaft oder standortgebundene 
Bauten von öffentlichem Interesse be­
willigt werden. Bestehende Bauten ge­
niessen Bestandesgarantie und dürf­
ten geringfügig erweitert oder umge­
nutzt werden.

Gut gemeint ist nicht gut genug
«Wichtige Fragen der schweizerischen 
Raumplanung» seien das, fand der 
Bundesrat, aber: «Das generelle, unbe­
fristete Einfrieren der Bauzonenfläche 
nimmt keine Rücksicht auf kantonale 
und regionale Unterschiede. Es be­
nachteiligt die Kantone, die haushälte­
risch mit dem Boden umgegangen sind. 
In gewissen Gegenden bestünde die 
Gefahr einer Baulandverknappung, was 
ein Ansteigen der Grundstückspreise 
mit allen negativen Begleiterscheinun­
gen (z.B. höhere Wohn- und Gewerbe­
kosten) nach sich ziehen würde.»

Die vorberatende Kommission für 
Umwelt, Raumplanung und Energie 
(UREK) des Ständerats beantragt wie 
der Bundesrat, den Stimmberechtig­
ten (Volk und Stände) sei die Verwer­
fung der Initiative ohne Gegenentwurf 
zu empfehlen.

Wie im Wunschkonzert 
Widersprüche zur Zersiedelungsinitia­
tive und zum Raumplanungsgesetz 
machen parlamentarische Vorstösse 
und Standesinitiativen sichtbar. Da 
soll der Bundesrat zum Beispiel beauf­
tragt werden, rasch eine «maximale 
Nutzung des bestehenden Gebäudevo­
lumens ausserhalb der Bauzonen» in 
die Wege zu leiten. Vorschläge zum Be­
standesschutz und Rechtssicherheit 
sowie Eigentumsgarantie und Bewilli­
gungsverfahren liegen bereits auf dem 
Tisch.

Im Nationalrat steht eine Motion 
der UREK zur «Umnutzung nicht mehr 
benötigter landwirtschaftlicher Bau­
ten zur Wohnnutzung» zur Debatte, 
um den Kantonen mehr Handlungs­
spielraum zu verschaffen. Graubün­

den und Wallis leisten mit Standes­
initiativen Schützenhilfe: «In den ver­
gangenen Jahren hat der Bund seine 
Grundsatzkompetenz leider sehr gross­
zügig ausgelegt. Auf grundlegende Un­
terschiede der Kantone wird dabei 
keine Rücksicht genommen. Wenn ehe­
mals landwirtschaftlich genutzte Bau­
ten nicht umgenutzt werden können, 
werden sie verfallen.»

Ein weiteres Problemfeld beschreibt 
die Motion «Siedlungsentwicklung 
nach innen nicht durch unflexible 
Lärmmessmethoden behindern». Wo­
rum geht es? Bisher wurde der Aus­
senlärm an Gebäuden beim am we­
nigsten belasteten Fenster gemessen 
(«Lüftungsfensterpraxis»). Das hat das 
Bundesgericht 2015 für unzulässig er­
klärt.

Das führt dazu, wie der von mir 
präsidierte Hauseigentümerverband 
Schweiz (HEV Schweiz) feststellte, «dass 
an lärmbelasteten Orten kaum noch 
Siedlungsverdichtung nach Innen er­
folgen kann». Unternutzte Parzellen 
an für die Verdichtung geeigneten La­
gen und lärmschutzrechtlich bedingte 
Bauverbote sind die Folge. Auch die Be­
ratungsorgane des Bundes stellten fest, 
dass ein differenziertes Schutzkonzept 
für Verdichtungsgebiete fehle. Es sei 
deshalb wichtig, ohne Verzug Rechts­
sicherheit zu schaffen.

Aktualitäten von hoher Brisanz
Dass Tagesaktualitäten die Ratstrak­
tanden mitprägen, gehört zum Parla­
mentsbetrieb. Vorab dürfte der Name 
der auf Abruf rücktrittsbereiten CVP-
Bundesrätin Doris Leuthard die Speku­
lationen beflügeln. Anzunehmen, dass 
spätestens in der Sommersession 2018 
eine Bundesratsersatzwahl erfolgen 
könnte, ist kaum ganz falsch ...

Auch der Name der obersten Verant­
wortlichen der bundeseigenen Post AG, 
CEO Susanne Ruoff, wird Politiker zu 
Sololäufen anregen. Bereits in der ers­
ten Woche dürfte die Motion zur stra­
tegischen Poststellennetz-Planung der 
ständerätlichen Kommission für Ver­
kehr und Fernmeldewesen (KVF) zur 
thematischen Erweiterung der Post­
problematik verlocken. Für das millio­

nenteure Herumtricksen des Mono­
polbetriebs im Bundesbesitz haben 
auch das Bundesamt für Verkehr und 
die dossierverantwortliche Bundesrä­
tin Leuthard vor dem Parlament gera­
de zu stehen.

Auch die im Ständerat traktandierte 
SP-Motion «500 000 Franken Lohn sind 
genug» erhält durch die Post-Turbu­
lenzen zusätzlichen Schub. «Es gibt 
keine plausible Begründung», so wird 
der Vorstoss erläutert, «warum das 
Topmanagement der Unternehmen im 
Bundesbesitz wesentlich mehr verdie­
nen soll als die Mitglieder des Bundes­
rates, welche die politische Verantwor­
tung für die Unternehmen tragen.»

Von grossem Interesse sind auch die 
Parlamentarische Initiative unseres 
Zürcher Fraktionskollegen Alfred Heer 
«Die Finma muss wieder der Politik un­
terstellt werden» und die Motion der 
nationalrätlichen Kommission für Wirt­
schaft und Abgaben (WAK) für «Gewal­
tentrennung in der Finanzmarktregu­
lierung». 

Heers Besorgnis: «Die Finma führt 
ein Eigenleben und ist der politischen 
Kontrolle entzogen. Die Geschäftsprü­
fungskommission (GPK) kann keine 
Aufsicht ausüben, und der Bundesrat 
kann keinen politischen Einfluss gel­
tend machen. Diese Unabhängigkeit 
ist durch nichts zu rechtfertigen. Zu­
dem sind die Entscheidungen der Finma 
oftmals nicht rechtlicher, sondern po­
litischer Natur.»

Folgendes trällert die weibliche 

Hauptrolle in der Operette vom 

Vogelhändler: «Ich bin die Chris-

tel von der Post, klein das Salär 

und schmal die Kost.» Was für 

eine dörfliche Postbotin 1891 galt, 

muss für eine Schweizer Postche-

fin 2018 nicht mehr unbedingt 

gelten: Mit 100 000 Franken pro 

Monat, die Beatrice Ruoff «ver-

dient», braucht die gelernte Pri-

marlehrerin nicht mehr in bemit-

leidenswertem Mass zu darben.

«Mein Amt ist herrlich, wenn auch 

gefährlich», singt der Sopran von 

Post-Christel. An der Herrlich-

keit des Amtes als CEO der Post ist 

nicht zu zweifeln. Wer sonst kann 

schon einen vorsätzlichen Subven-

tionsbetrug von fast hundert Milli-

onen «in einer Ecke der Postauto 

AG» verorten. Gefährlich scheint 

das Amt allerdings nicht. Weil die 

moderne Christel von der Post das 

«volle Vertrauen» der vorgesetz-

ten CVP-Politiker Urs Schwaller 

und Doris Leuthard geniesst. Und 

weil sie von einer «unabhängigen 

Untersuchung» dieser Mitverant-

wortlichen wenig zu befürchten 

hat.

Über einen Postkunden singt 

die Christel: «Lass ihn vor allem 

s’Porto erst zahlen.» Wohl wahr. 

Sogar das Porto fürs strafbare Sub-

ventionserschleichen tragen die 

Konsumenten. Während sich der 

Staat bei seinen Einnahmen kei-

nen Franken entgehen lässt und 

bei Gewerblern, Selbstständigen 

und Angestellten fast jeden Beleg 

kontrolliert, kommt’s ihm bei den 

Ausgaben auf hundert Millionen 

nicht drauf an. Während sich etwa 

die Bauern eine Flut von Formula-

ren, Auflagen und Kontrollen in 

Stall, Wald und Flur gefallen las-

sen, schaut bei den subventionier-

ten Postautos alles weg. Von der 

Revisionsgesellschaft über die Ge-

schäftsleitung bis zu Verwaltungs-

rat und Generalsekretariat des De-

partements.

«Nur nicht gleich, nicht auf der 

Stell’, denn bei der Post geht’s 

nicht so schnell.» Was Christel 

wusste, wissen Ruoff, Schwaller, 

Leuthard & Co. schon lange. Zeit 

gewinnen, aussitzen und vertrös-

ten. Bis sich die Aufregung gelegt 

hat. Bei der angekündigten Un-

tersuchung werden die Interessen 

des Subventionsdreiecks zwischen 

Begünstigten, Verwaltung und 

Steuerzahlern leider nicht gleich-

mässig wahrgenommen. Wer ver-

tritt die Steuerzahler? Hoffent-

lich wenigstens der Staatsanwalt. 

Von den «unabhängig» sich selber 

untersuchenden Post-Verantwor-

tungsträgern ist wenig zu erwar-

ten. Dafür verdient ihre Dreistig-

keit eine eigene Postleitzahl.

Christoph  
Mörgeli

Ich bin die Christel 
von der Post

Hans Egloff
Nationalrat SVP
Aesch ZH

FORDERUNG NACH MUSLIMISCHEN SEELSORGERN IN ASYLZENTREN 

SVP wird «Staats-Imame» 
bekämpfen 
Am letzten Freitag hat das Staatssekretariat für Migration von Bundes- 
rätin Sommaruga über ein Pilotprojekt im Asyl-Bundeszentrum Zürich 
informiert. Und – oh Wunder – die Ergebnisse werden positiv bewertet.  
Es brauche aber Steuergeld und gesetzliche Grundlagen für die flächen- 
deckende Weiterführung muslimischer Seelsorger, fordern die Verantwort- 
lichen. Für die SVP kommt das nicht infrage! Asylbewerber sollen sich 
integrieren. Muslimische Seelsorger braucht es nicht. Sie bewirken genau  
das Gegenteil.

Heute wird die seelsorgerische Tätig­
keit in den Bundesasylzentren durch 
den Schweizerischen Evangelischen 
Kirchenbund (SEK), die Schweizer Bi­
schofskonferenz (SBK), die Christkatho­
lische Kirche der Schweiz (CKS) und 
den Schweizerischen Israelitischen Ge­
meindebund (SIG) in Zusammenarbeit 
mit den kantonalen Landeskirchen er­
bracht. Nach Ansicht der SVP genügt 
das.

Forderung nach einem Lehrgang 
und Steuergeld
Der vorgestellte Bericht des Zentrums 
für Islam und Gesellschaft (SZIG) kommt 
zum Schluss, es brauche muslimische 
Seelsorger in Schweizer Asylzentren. 
Aber es «müsse zunächst die fachliche 
Aus- und Weiterbildung für muslimi­
sche Geistliche und Seelsorgende ver­
bessert werden. Angestrebt werden 
soll ein Lehrgang in der Schweiz.» Eine 
offene Frage sei zudem die Finanzie­
rung. Die muslimischen Organisatio­

nen seien ausser Stande, die Finanzie­
rung zu sichern. Also sollen die Schwei­
zer Steuerzahlenden dafür aufkom­
men. Für die SVP geht das zu weit. Es 
braucht keine muslimischen «Brücken­
bauer» zwischen den Herkunftslän­
dern, in denen die Asylsuchenden an­
geblich an Leib und Leben gefährdet 
waren und der schweizerischen Gesell­
schaft.

Bereits am 28. Oktober 2017 hat de­
ren Delegiertenversammlung in Frau­
enfeld unter anderem Folgendes be­
schlossen:

–– Eine öffentlich-rechtliche Anerken­
nung des Islams oder eine staatliche 
Ausbildung von Imamen kommt 
nicht infrage.

–– Das Wirken der Imame ist in der 
ganzen Schweiz bis auf Weiteres un­
ter spezielle Beobachtung zu stellen.

–– Jegliche finanzielle Förderung des 
Islams in der Schweiz durch musli­
mische Staaten, andere Regierun­
gen, ausländische Organisationen 
oder ausländische Einzelpersonen 
ist konsequent zu unterbinden.

–– Unsere christlichen Werte sind zu 
leben.
 

Auf Basis dieser Beschlüsse lehne ich 
alle Forderungen nach mit Steuergeld 
finanzierten «Staats-Imamen» ab.

Walter Wobmann
Nationalrat SVP
Gretzenbach SO

SVP-Politlunch Bezirk Andelfingen 

Mittwoch, 7. März 2018 
11.30 – 14.00 Uhr 
Restaurant Bahnhof  
Alte Andelfingerstrasse 2, 8444 Henggart 

Philipp Gut 
 

Dr. Philipp Gut ist stellvertretender Chefredaktor 
der Weltwoche und Buchautor  

Wie viel Biss braucht der 
Schweizer Journalismus? 

Programm: 
11.30 - 12.00 Uhr: Apéro (die SVP-Bezirkspartei lädt Sie ein) 
12.00 - 13.00 Uhr: Mittagessen (auf Kosten der Teilnehmer) 
13.00 Uhr Referat 
13.30 Uhr Diskussion 
14.00 Uhr Ende 

Lunchdaten 2018: 
 
2. Mai   
4. Juli 
5. September  
7. November  
 

Wir machen Politik fürs Weinland 
www.svp-bezirk-andelfingen.ch 

Auch Gäste sind  

  herzlich willkommen! 
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Nationalrat durch 
die Hintertüre

rw. Kürzlich wurde bekannt, dass 
Fabian Molina Nationalrat wird. Er 
rückt nach für den teuren SP-Aus­
landschweizer Tim Guldimann, dem 
die Eidgenossenschaft jeweils die 
Reisen vom Wohnort Berlin nach 
Bern bezahlen musste. Das «SP-
Nesthäkchen» Molina wurde noch 
nie bei einer Wahl auch gewählt. Er 
rutschte bereits in den Kantonsrat 
nach und jetzt sogar in den Natio­
nalrat. So schnell wie Molina Karri­
ere machen will, so schnell will er 
auch in die EU. Diversen Medien 
sagte Molina nach Bekanntwerden 
seines Nachrutschens: «Die Schweiz 
gehört in die EU!».
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GEGEN DEN ZENTRALISMUS

Mehr Schweiz – für lebenswerte und attraktive Gemeinden
Die Gemeinden stehen heute unter grossem Druck. Sie verlieren zunehmend an Einfluss. Vieles wird weit oben und 
fernab der Bürger entschieden. Für die SVP ist klar: Derjenige, der eine Entscheidung trifft, soll auch unmittelbar 
die finanzielle Verantwortung des Entscheids gegenüber dem Bürger und Steuerzahler zu vertreten haben. Wohnen,  
Leben und Arbeiten soll in den Zürcher Gemeinden attraktiv bleiben.

svp. Eigentlich hätte im Schweizeri­
schen Föderalismus jede Ebene ihre 
eigene Aufgabe. Heute läuft die Vermi­
schung der Aufgaben zwischen Kan­
ton und Gemeinden unisono zum Vor­
teil des Kantons. Gemäss Subsidiari­
tätsprinzip sollen die Gemeinden alle 
Aufgaben übernehmen, welche sie auf 
ihrer Stufe erledigen können. Dieses 
Prinzip wird heute ausgehöhlt. Hand­
lungsspielräume werden begrenzt, Ge­
staltungsfreiheiten eingeengt. Der Kan­
ton fördert Gemeindefusionen aktiv. 

Das Kleine, oftmals Bewährte, soll 
grösser gemacht werden. Professiona­
lisierung gilt als Zauberwort. Zentra­
lismus ist das Ziel. Diese Entwicklung 
ist zutiefst unschweizerisch und muss 
bekämpft werden. Die SVP setzt sich 
für starke und gesunde Gemeinden 
ein. Dort soll den Bürgerinnen und Bür­
gern eine bestmögliche Mitbestim­
mung in überschaubarem Rahmen ge­
währt werden. Die Gemeinden dürfen 
nicht weiter bevormundet und belas­
tet werden. Nur wenn unsere Gemein­

den einen möglichst grossen Entschei­
dungsspielraum haben, können sie ge­
deihen und gesund bleiben.

Die wichtige Rolle der Gemeinden
Die Gemeinden müssen sich ihrer 
wichtigen Rollen bewusst sein und die­
se verteidigen. Sie müssen der Befehls­
kultur des Kantons entschieden entge­
gentreten. Sie dürfen nicht akzeptie­
ren, dass immer weiter oben und fern­
ab vom Bürger bestimmt wird. Heute 
wird zu oft nicht am Gemeinderats­

tisch oder an der Gemeindeversamm­
lung entschieden, sondern aufgrund 
von kantonalen Gesetzen von «Zürich» 
oder Bundesbern fremdbestimmt.

Die Gemeindeexekutiven unterste­
hen direkt der Kontrolle durch die Bür­
ger. Dies ist richtig und muss beibehal­
ten werden. Der direkte Kontakt zwi­
schen Politiker und Wähler sorgt da­
für, dass Entscheide bürgernah und 
nüchtern gefällt werden. Die Gemein­
den müssen heute für Falschentwick­
lungen bezahlen, welche durch Fehler 
auf oberen Stufen gemacht wurden. Die 
konfuse Asylpolitik und die masslose 
Zuwanderung durch die Personenfrei­
zügigkeit, beides verursacht in Bundes­
bern, kosten die Gemeinden beispiel­
weise Millionen von Franken. Das Be­
drohliche dabei: Die Lawine ist erst ins 
Rollen geraten. Nirgends wird die Di­
rekte Demokratie in der Schweiz vor­
bildlicher und unverfälschter gelebt, 
als an einer Gemeindeversammlung.

Wir brauchen Gemeindevertreter, 
welche bereit sind, bei Systemfehlern 
auch einmal unpopuläre Entscheidun­
gen zu treffen und notfalls den Gang 
vor das Verwaltungsgericht zu be­
schreiten. Nur so werden Missstände 
publik und können durch SVP-Vorstös­
se oder -Initiativen eliminiert werden.

Dafür setzt sich die SVP ein
–– Die SVP setzt sich für starke und ge­

sunde Gemeinden ein. Im Kleinen 
und Nahen liegt die Stärke der 
Schweiz. Es braucht robuste Ge­
meinden, welche ihre Autonomie 
und Grundaufgaben wahrnehmen 
können.

–– Wir wollen freiheitliche Lösungen 
und keinen Zentralismus. Was auf 
Gemeinde-Stufe gelöst und geregelt 
werden kann, sollte dort bleiben 
und erledigt werden!

–– Die Bürgernähe ist zu stärken, die 
Anonymisierung zu stoppen. Denn 
wo die Entscheidungen fernab und 
ohne Transparenz von der Bevölke­
rung gefällt werden, ist der Bürger 
auch nicht mehr bereit, sich zu en­
gagieren und sich für das Gemein­
wohl einzusetzen.

–– Die SVP ist überzeugt, dass derjeni­
ge, der eine Entscheidung trifft, 
auch unmittelbar die finanzielle 
Verantwortung des Entscheids ge­
genüber dem Bürger und Steuerzah­
ler zu vertreten hat. Wer zahlt, be­
fiehlt! Wer befiehlt, soll zahlen! So 
haben wir Ordnung im System und 
nur so bleiben die Gemeinden wett­
bewerbsfähig

–– Die SVP möchte attraktive Gemein­
den. Nur wenn Kommunen einen 
möglichst grossen Entscheidungs­
spielraum haben, können sie gedei­
hen und gesund bleiben.

Aktuelle Beispiele von  
Missständen

–– Seit Jahren weisen Bund und 
Kanton den Gemeinden Personen 
aus dem Asylwesen zu. Die meis­
ten bleiben im Sozialstaat hän­
gen, viele ein Leben lang. Aus die­
sem Grund steigen die Sozialkos­
ten in den Gemeinden überpro­
portional an. Zwischen 2015 und 
2016 hat die Zahl der sozialhilfe­
beziehenden Asylsuchenden im 
Kanton Zürich um 107 Prozent zu­
genommen. Die Gemeinden sind 
die Leidtragenden von der vom 
Bund verursachten Asylmisere.

–– Zum Bau von neuen Asylzentren 
enteignet der Bund Land und Ge­
bäude von Gemeinden bzw. zwingt 
den Gemeinden solche Einrich­
tungen auf. Die Autonomie der 
Gemeinden wird mit Füssen ge­
treten. Die Gemeinden werden 
zu Vollzugsgehilfen degradiert.

–– Die von Bundesbern gewollte Per­
sonenfreizügigkeit bringt eine 
ungebremste Masseneinwande­
rung, welche für die Gemeinden 
nicht nachhaltig ist. Die Gemein­
den müssen Abermillionen in 
neue Schulräume, Strassen, die 
Wasser- sowie Abwasserversor­
gung etc. investieren. Unser Volks­
vermögen wird innert weniger 
Jahre der Masseneinwanderung 
geopfert. Eine Zürcher Studie 
zeigt, dass 80 Prozent der Zu­
wanderer in einem Beruf arbeitet, 
wo kein Mangel an Fachkräften 
herrscht. Viele der Zuwanderer 
beziehen Sozialleistungen und kos­
ten die Gemeinden und Steuer­
zahler Millionen. Die Gemeinden 
müssen mühevoll ausbaden, was 
die Bundespolitik eingebrockt hat.

–– Das Bürgerrechtsgesetz entmach­
tet zusehends die Gemeinden. Es 
gibt bereits Fälle, bei welchen Per­
sonen mit unbekannter Vergangen­
heit und unbekannter Herkunft 
(sogenannt Staatenlosen) das Bür­
gerrecht erlangen. Die Gemein­
deexekutiven müssen sich bei 
solchen Einbürgerungsentschei­
den entschieden zur Wehr setzen 
und dürfen den Gang vor das Ver­
waltungsgericht nicht scheuen.

Zum Tod von Alfred Gilgen (1930–2018)
Aus einer bescheidenen Todesanzeige entnehmen wir, ganz wie es dem Wesen des Verstorbenen entsprach, dass 
am 12. Februar 2018 Alfred Gilgen «Dr. med., alt Regierungsrat» im 88sten Lebensjahr «nach einem reichen Leben 
von uns gegangen ist».

Wer Alfred Gilgen kannte und erle­
ben durfte, weiss, dass ein sein Um­
feld stark prägender Mensch, ein 
während 24 Jahren besonders fähi­
ger Regierungsrat, ein stets geistig 
präsenter, charaktervoller, leistungs­
fähiger Mensch gestorben ist.

Alfred Gilgen, in der Stadt Zürich – 
wie er zu sagen pflegte als «Sohn 
eines Bähnlers» – aufgewachsen, stu­
dierte Medizin, verbrachte dann ein 
Jahr in Amerika und leitete schliess­
lich als wissenschaftlicher Mitarbei­
ter an einem ETH-Institut die Arbeits­
gruppe für Umwelthygiene. 1959 – 
also mit 29 Jahren – wurde er auf der 
Liste des damaligen Landesrings der 
Unabhängigen (LdU) in den Kantons­
rat gewählt und 1971 in den Regie­
rungsrat. 

Er betreute in einer sehr schwieri­
gen Zeit von Anfang an bis zu seinem 
Rücktritt während 24 Jahren die Bil­
dungsdirektion. In dieser Zeit wuch­
sen die Bevölkerung und die Schüler­
zahlen im Kanton Zürich stark, was 
zu einem anforderungsreichen Aus­
bau der Volks- und Mittelschulen 
führte. Gilgen bewältigte diese Auf­
gabe erfolgreich.

Bereits bei seinem Amtsantritt spür­
te Gilgen die Folgen der 68er-Bewe­
gung. Linke Studenten und zahlrei­
che wohlstandsverwahrloste Jugend­
liche versuchten die Universitäten 
politisch zu instrumentalisieren und 

für ihre Zwecke zu missbrauchen. 
Die Lehr- und Lernfreiheit und die se­
riöse wissenschaftliche Ausbildung 
sollten verdrängt werden. Diesen 
Missbrauch der Hochschulen liess 
Gilgen auftragsgemäss nicht zu. Es 
ging ihm darum, die Bildungsein­
richtungen zu erhalten und dem er­
heblichen Druck von der Strasse 
nicht nachzugeben.

Auch durch grosses ideologisch 
fehlgeleitetes Ansinnen, was in De­
monstrationen und Krawalle auch 
gegen den Bildungsdirektor ausarte­
te, liess er sich nicht beirren. 

In dieser heiklen Situation mit öf­
fentlichen Parolen, wie «Gilgen an 
den Galgen» und mit ketzerischen 
Parolen, die dann 1980 zu den Opern­
hauskravallen führten, war die Stand­
haftigkeit Gilgens von grossem Wert. 
Er trat stets für Leistung, aber auch 
für soziale Verantwortung ein. Schon 
bald nach seinem Eintritt an die Uni­
versität musste er einschreiten, als 
Teile der Studentenschaft Teile der 
Universität für eine Woche zum Zwe­
cke «antikapitalistischer und antifa­
schistischer Informationen» beset­
zen wollten. Gilgen liess für eine 
Woche das Hauptgebäude und Teile 
der Universität in Absprache mit 
dem Rektor schliessen. Diesen muti­
gen Mann brauchte es damals. 

All den Anfeindungen widerstand 
er und konnte so das Bildungswesen 

zugunsten derjenigen Studenten, die 
zur Aus- und Weiterbildung an der 
Universität weilten und ordnungsge­
mäss ihr Studium abschliessen woll­
ten, ihrem Zweck entsprechend er­
halten. 

Als seine eigene Partei – dem Zeit­
geist folgend – nach rot-grün schwenk­
te und statt Gilgen einen anderen 
Kandidaten positionierte, trat Alfred 
Gilgen 1991 als Parteiloser nach 20 
Jahren erfolgreicher Regierungstätig­
keit – allein auf sich gestellt – zur Re­
gierungsratswahl erneut an und wur­
de wieder gewählt. Sehr zur Freude 
der SVP, die stets hinter ihm stand.

Man erinnert sich gerne an den 
etwas kleingewachsenen, schlanken 
Brissagoraucher, der viel guten, geist­
reichen Humor besass, gut zuhören 
konnte und ein glänzender Analyti­
ker war. 

Ich selbst durfte mit unserer Fir­
ma von seinen hohen pädagogischen 
Fähigkeiten, namentlich für die Ka­
derausbildung, profitieren. Die EMS 
konnte Alfred Gilgen nach seinem 
Rücktritt aus dem Regierungsrat als 
Mitglied des Verwaltungsrates ge­
winnen. 

Der Kanton Zürich und die Schweiz 
haben Alfred Gilgen viel zu verdan­
ken. Es sind bleibende Verdienste.

Christoph Blocher,  
alt Bundesrat, Herrliberg

WOFÜR DIE SVP BEI DEN GEMEINDEWAHLEN KÄMPFT

Wirtschaft und Gewerbe stärken – Arbeitsplätze sichern
Die Mehrzahl unserer Arbeitsplätze findet sich in kleinen und mittelgrossen Unternehmen (KMU). Sie sind  
das Rückgrat unserer Volkswirtschaft. Auch die international tätigen Konzerne, die selbst nur einen  
geringen Teil ihrer Wertschöpfung in der Schweiz erwirtschaften, aber grosse Kunden der lokalen Zulieferer  
und Dienstleister darstellen, sind von grosser Bedeutung.

svp. Die Unternehmen und Gewerbe­
betriebe werden durch einen Dschun­
gel staatlicher Vorschriften, Reglemen­
te und Verbote geplagt und damit in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit beeinträch­
tigt. Die zunehmende Flut von Vor­
schriften gefährdet Arbeitsplätze. Die 
Auflagen im Bereich Bauen, Raumpla­
nung und Betriebsführung werden 
immer strenger. Die SVP setzt sich für 
gute Rahmenbedingungen für Wirt­
schaft und Gewerbe ein. Sie kämpft für 
mehr unternehmerische Freiheit, we­
niger Regulierungen und tiefere Steu­
ern, Gebühren und Abgaben.

Dafür setzt sich die SVP ein
–– Gebühren sind, wenn überhaupt nö­
tig, generell nach dem Äquivalenz­
prinzip zu erheben. Sie dürfen nicht 
über den kantonalen Vorgaben lie­
gen.

–– Die Gemeinde darf nicht strenger 
regulieren als der Kanton.

–– Die Belastung mit Formularen und 
Vorschriften muss sinken. Vor allem 
für Kleinst- und Mikrobetriebe muss 
die administrative Belastung radi­
kal gesenkt werden. Beim Gastge­
werbe sind schikanöse Auflagen er­
satzlos abzuschaffen.

–– Die zeitliche Dauer von Bewilligungs­
verfahren ist zu straffen.

–– Die Tätigkeiten der Gemeinde be­
schränken sich auf Aufgaben, wel­
che private Unternehmen nicht aus­
üben können. Die Gemeinde ver­
zichtete dementsprechend auf eigene 
produzierende Betriebe, Dienstleis­
tungsfirmen oder ausgegliederte 
Organisationen, welche die privaten 
Unternehmen konkurrenzieren.

–– Dem Bedürfnis des Gewerbes nach 
geeigneten Räumlichkeiten ist Rech­
nung zu tragen. Gewerbe und Fach­
geschäfte sollen nicht durch sub­
ventionierte Wohnungen verdrängt 
werden. Das produzierende Gewer­

be muss seinen Platz in der Gemein­
de haben.

–– Lokale Anbieter müssen bei gleich­
wertiger Offerte bevorzugt werden.

–– Die gemeindeeigene Verkehrspla­
nung darf Unternehmen und Kun­

den nicht benachteiligen. Auf dem 
öffentlichen Grund wird eine aus­
reichende Anzahl Parkplätze zur Ver­

fügung gestellt. Parkierungs-, Halte- 
und Abbiegeverbote sind, wo immer 
möglich, aufzuheben.

Aktuelle Beispiele von Missständen
–– Der Kanton Zürich steht bei der 
Steuerbelastung für Unternehmen 
im kantonalen Vergleich schlecht 
da. Die Belastung liegt national im 
hinteren Drittel. Sämtliche Nach­
barkantone erheben markant tie­
fere Steuern bei den juristischen 
Personen. Infolgedessen besteht 
die laufende Gefahr, dass Unter­
nehmen abwandern. So geschehen 
zum Beispiel in Regensdorf, wo die 
Fa. Mobilezone ihren Firmenhaupt­
sitz nach Rotkreuz (ZG) verlegt hat.

–– Das Gewerbe im Kanton Zürich 
wird zunehmend auch durch grenz­
nahe Unternehmungen aus dem 
Ausland konkurrenziert. Diese 
drängen oft mit Dumpingpreisen 
in den Schweizer Markt. Auch sind 
ausländische Arbeitskräfte über­
proportional von Kettenarbeitsver­
trägen betroffen, womit gewisse 
gesetzliche Schutzbestimmungen 
umgangen werden.

–– Der Kontrolleifer der Behörden 
kostet die Unternehmen viel Geld. 

Ein Gemüsebetrieb, welcher als Vor­
zeigeunternehmung gilt und sich 
in der Vergangenheit nie etwas zu 
Schulden kommen liess, wird durch 
die Behörden dennoch dreimal 
jährlich bezüglich Betriebssicher­
heit kontrolliert.

–– Die Wertschöpfung von Parkplät­
zen macht im Detailhandel schät­
zungsweise 33 bis 50 Prozent der 
Umsätze aus. Somit führt jeder 
Parkplatz, der abgebaut wird, zu 
Umsatzeinbussen beim lokalen Ge­
werbe.

–– Im Kanton Zürich wurde soeben 
der Pendlerabzug auf 5000 Fran­
ken begrenzt. Damit werden Be­
rufstätige, die auf das Auto ange­
wiesen sind, inskünftig steuerlich 
höher belastet. 
�Die Begrenzung diskriminiert Ar­
beitnehmer und Arbeitnehmer­
innen, welche einen langen Ar­
beitsweg auf sich nehmen müssen 
und vor allem die ländliche Bevöl­
kerung.

Den KMU-Betrieben muss Sorge 
getragen werden. Sie bilden das 
Rückgrat unseres Werkplatzes.
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JAHRESTREFFEN SVP BEZIRK ANDELFINGEN IN MARTHALEN

SVP-Fraktionspräsident Thomas Aeschi zu Gast
Am diesjährigen Jahrestreffen der SVP Bezirk Andelfingen in Marthalen war Nationalrat Thomas Aeschi zu Gast.  
In seinem Referat zeigte er sich gegenüber einer Annäherung an die EU sehr kämpferisch.

RoMü. Seit Jahren führt die SVP Bezirk 
Andelfingen ihr Jahrestreffen durch, 
wo das gegenseitige Gespräch und die 
Geselligkeit mit aktiven und ehemali­
gen Behördenmitgliedern ein Teil des 
Abends sind. Der andere Teil gehört je­
weils einem Gast, welcher in diesem 
Jahr aus dem Kanton Zug anreiste. Na­
tionalrat Thomas Aeschi führt seit 
dem vergangenen Spätherbst die SVP-
Bundeshausfraktion.

Einleitend sprach SVP-Bezirkspräsi­
dent Paul Mayer von einem spannen­
den und abwechslungsreichen Partei­
jahr. Im laufenden Jahr stehen aktuell 
die Gemeindewahlen an, wo man in 
den einzelnen Gemeinden bestrebt ist, 
ideale und engagierte Personen für die 
verschiedenen Ämter zu finden. Da­
nach beginnen bereits die Vorbereitun­
gen für die Kantonsratswahlen, wo die 
Weinländer SVP alles daran setzen wird, 
ihre beiden Sitze zu verteidigen. «In 
Bern wird man rasch überrollt. Des­
halb ist es wichtig, dass man rasch die 
richtige Rolle in Parlament und Frak­
tion findet», hielt Aeschi fest. Dann kam 
er rasch auf die Bundespolitik zu spre­
chen, welche von der Beziehung zur EU 
stark geprägt ist. «Wir stehen hier mit­
ten in einer sehr bewegten Zeit. Das in­
stitutionelle Rahmenabkommen steht 
dabei im Mittelpunkt», so Aeschi.

Gefährliches Rahmenabkommen
Dabei sieht er aber grundsätzlich kei­
nen Handlungsbedarf bezüglich neuer 
Abkommen. «Wir haben seit Jahrzehn­
ten einen guten Zugang zum EU-Bin­
nenmarkt, wo die EU als Exporteur 
mehr Güter in die Schweiz liefert als 
die Schweiz in die EU», so Aeschi. Mit 
dem nun diskutierten Rahmenabkom­
men soll sich dies radikal ändern, in­
dem die Schweiz Teil des dynamischen 
Rechtsabkommen wird. Konkret heisst 
dies, dass die Schweiz mit diesem Ab­
kommen automatisch neues EU-Recht 
übernehmen muss. Spurt die Schweiz 

nicht, so hat die EU Sanktionsmöglich­
keiten. Was das heisst, zeigt sich aktu­
ell beim Schengen- und Dublinabkom­
men, wo die Schweiz nun bezüglich 
dem Waffenrecht massive Einschrän­
kungen übernehmen muss und ent­
sprechend unter Druck steht. Gemäss 
Aeschi gibt es Gutachten, welches deut­
lich bestätigen, dass man in einem 
Rahmenabkommen dem EU-Gerichts­
hof untersteht. «Wie kann die FDP auf 
diese Idee kommen und sich für diese 
einseitige Entwicklung zulasten der 
Schweiz einsetzen, indem man sich 
einseitiges Recht aufzwingen lässt», 
hielt Aeschi nach entsprechenden Äus­
serungen in der FDP fragend fest. Er 
hofft nun, dass Bundesrat Cassis be­
züglich der EU-Frage zur Vernunft 
kommt, indem man ihm aufzeigt, wo 
die Probleme sind. Bei einem Rahmen­
abkommen verlieren Parlament und 
Volk die Möglichkeit, mitzureden. Doch 
er hat es nicht einfach. Ein Grossteil 
der 3600 Mitarbeiter im EDA wollen in 
die EU oder sich dieser annähern.

Zuwanderung steuern
Nach der nicht umgesetzten Einwan­
derungsinitiative setzt die SVP auf 
eine weitere Volksinitiative, um die 

Zuwanderung entsprechend der Lage 
auf dem Arbeitsmarkt selber steuern 
zu können. Die von der SP und FDP 
eingebrachte und von der Mehrheit 
im Parlament getragene Stellenmelde­
pflicht der RAV ist für den Fraktions­
präsident eine absurde Lösung, welche 
ausser Bürokratie nichts bringt. Ae­
schi zeigte sich überzeugt, dass diese 
von aktuell rund 40 000 eingewander­
ten Personen wieder ansteigen und 
somit die Schweizer Sozialwerke noch 
stärker beanspruchen wird. Es zeigt 
sich, dass es vor allem die Ergänzungs­
leistungen sind, welche in vielen Fäl­
len in steigendem Ausmass fliessen, um 
die kleinen Renten zu ergänzen.

Bereits Ende 2018 oder im Februar 
2019 wird über die SVP-Selbstbestim­
mungsinitiative abgestimmt. Mit die­
sem Volksbegehren soll verhindert wer­
den, dass EU-Verträge und ihr Recht 
über dem Schweizer Recht stehen. Eine 
klare Absage erteilte Aeschi der Ost­
milliarde. 

«Es darf doch nicht sein, dass wir mit 
1,3 Milliarden Franken jene Regionen 
unterstützen, welche uns im Gegenzug 
die Arbeit wegnehmen», so Aeschis 
Botschaft. Entsprechend soll der Bund 
mit der Auszahlung zuwarten.

Die Marthaler Gemeindepräsidentin Barbara Nägeli im Gespräch mit Gast  
Thomas Aeschi.

KORREKTUREN DURCH EINEN VORSTOSS IM KANTONSRAT

Zwei Drittel der Gemeinden sollten auf Steuer-
erhöhungen verzichten können
Wenn Sie Gespartes auf der Seite haben, dieses aber nicht brauchen dürfen, wenn Sie es nötig hätten, ist es nutzlos. 
Besonders stossend wäre dies, wenn Sie stattdessen Sozialhilfe erhielten ...

So ähnlich ist die Situation im Kanton 
Zürich seit diesem Jahr für Gemein­
den. Sie sind neu per Gemeindegesetz 
gezwungen, ihre Steuereinnahmen so 
zu budgetieren, dass sich maximal in­
nerhalb von zehn Jahren Verluste und 
Gewinne der Erfolgsrechnung die Waa­
ge halten (mittelfristiger Ausgleich). 
Und noch etwas wurde für alle zum 
Gesetz erhoben: Der budgetierte Auf­
wand der Erfolgsrechnung darf die Ab­
schreibungen plus drei Prozente der 
Steuereinnahmen nicht überschreiten. 
Wer den Ausgleich nicht erreicht und 
den erlaubten Aufwand überschreitet, 
müsste in jedem Fall sparen oder die 
Steuern erhöhen.

Vermögen durch einmalige 
Ereignisse
Nun gibt es Gemeinden, die haben, aus 
welchen Gründen auch immer (beson­
ders gutes Steuerjahr, Lottogewinner, 
Erträge aus Immobilienhandel, Kon­
zessionen für Rohstoffabbau u.a.) in 
der Bilanz alles, was sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe benötigen, voll durch Ei­
genkapital gedeckt und überdies im­

mer noch mehr Vermögen als Schul­
den. Für immerhin zwei Drittel der Ge­
meinden im Kanton Zürich trifft dies 
zu: Sie könnten alles Fremdkapital zu­
rückzahlen, ihre Aufgaben immer noch 
vollumfänglich wahrnehmen und es 
bliebe immer noch ein Batzen übrig. 
Bei einigen sogar ein grosser Batzen, 
mehrere tausend Franken pro Einwoh­
ner. Das ist das Nettovermögen.

Nun ist es aber nicht so, dass diese 
«reichen» Gemeinden Jahr für Jahr Ge­
winne machen. Im Gegenteil: Viele da­
von haben Vermögen durch Ereignisse 
erhalten, die sich nicht wiederholen. 
In der Jahresrechnung machen sie Ver­
lust. Bisher wurde dieser einfach dem 
Eigenkapital abgebucht. 

Denen, die haben, wird gegeben
Und was passiert jetzt dank dem neuen 
Gemeindegesetz? Jawohl: Obwohl sie 
sich den Jahresverlust leisten könnten, 
müssen sie die Steuern erhöhen. Ob­
wohl die Gemeinde schon über mehr 
Mittel als nötig verfügt, muss sie den 
Steuerzahlern noch weiter in die Ta­
sche greifen. Und nicht nur das: Sie er­
hält, wenn sie den Steuerfuss erhöht, 
auch mehr Finanzausgleich von den 
anderen Gemeinden und das dadurch 
entstehende höhere Mittel der kanto­
nalen Steuerfüsse schöpft die Gemein­
den, die heute in den Finanzausgleich 
einzahlen, höher ab. Denen, die haben, 
wird gegeben.

Das kantonale Gemeindeamt mein­
te dazu unter anderem, man könne den 
mittelfristigen Ausgleich immer errei­
chen, indem ein Jahr in Defizit-Ver­
gangenheit mit neun guten Jahren in 
der Finanzplanung ausgeglichen wür­
de (Verpflichtung zum optimistisches 
Orakel). Welche Farce...

Gemeinden den nötigen Spielraum 
geben
Es gibt eine bessere Lösung: Gemein­
den, die Nettovermögen haben, sollen 
dieses wenigstens freiwillig einsetzen 
dürfen, das heisst, sie sollen auf den 
mittelfristigen Ausgleich verzichten, 
Steuerzahler und andere Gemeinden 
schonen dürfen. Für Gemeinden, die 
im Gegensatz dazu verschuldet sind, 
macht das natürlich keinen Sinn: Die­
se leben ja auf Kosten der nächsten Ge­
neration: Es ist richtig, dass hier das 
Gemeindegesetz einen Riegel schiebt.

Ein entsprechende Parlamentarische 
Initiative zur Korrektur des Gemeinde­
gesetzes wurde zusammen mit der 
FDP und den Grünliberalen Ende Janu­
ar eingereicht, zur Gültigkeit musste 
man damit warten, bis das Gemeinde­
gesetz überhaupt in Kraft war (seit An­
fang 2018). 

Wird die PI überwiesen und umge­
setzt, gibt sie den Behörden in zur Zeit 
zwei Dritteln aller Gemeinden die Mög­
lichkeit, vorläufig auf Steuererhöhun­
gen zu verzichten. 

Matthias Hauser
Kantonsrat SVP
Hüntwangen

SCHIFFSFÜNFLIBER IM KREUZFEUER DER KRITIK

Wo liegt die Grenze zwischen 
Pendlerverkehr und Freizeit?
Vielleicht schon bald wird das Zürcher Stimmvolk über den vieldiskutierten 
Schiffsfünfliber befinden. Eine Volksinitiative ist von linker Seite geplant. 
Dieses Beispiel zeigt, dass es immer schwieriger wird, angewöhnte Grenzen 
zwischen dem Freizeit- und Pendlerverkehr zu ziehen.

RoMü. «Eine Seefahrt, die ist lustig. 
Eine Seefahrt, die ist schön…» Von die­
sem Lied kann aktuell Regierungsrätin 
Carmen Walker Späh nur träumen. Es 
scheint, dass der Schiffsfünfliber auf 
dem Zürichsee vielen auf dem Magen 
liegt, obwohl er eigentlich aus der 
Sicht der Kostentransparenz und Fair­
ness gegenüber anderen privaten Frei­
zeitanbietern unbestritten sein sollte. 
Beim privaten Freizeit-Individualver­
kehr sind es die gleichen Kreise, wel­
che diesen möglichst verteuern wol­
len, aber jetzt gegen den Schiffsfünfli­
ber Sturm laufen. Ein Vergleich mit 
Schifffahrten auf anderen Schweizer 
Gewässern zeigt, dass trotz dem Zür­
cher Zuschlag die Schifffahrt auch für 
Pendler durchaus vergleichbar günstig 
ist. 

Wenn jemand den 9-Uhr-Pass löst, 
fährt er für 26 Franken und mit dem 
Halbtax zur Hälfte ab 9 Uhr im ganzen 
ZVV-Verkehrsnetz kreuz und quer 
durch den Kanton Zürich und könnte 
dabei den ganzen Tag auf dem See ver­
bringen. 

Ein bescheidener Fünfliber
Diese Diskussionen um den eigentlich 
bescheidenen Schiffsfünfliber zeigen 
mit aller Deutlichkeit auch die grosse 
Schwierigkeit auf, angewöhnte Frei­
zeitangebote und Berufsfahrten zu 
trennen. Hat man sich einmal an deut­
lich vergünstigte oder fast kostenlose 
Schifffahrten auf dem Zürichsee ge­
wöhnt, so betrachtet man dies auf 
Ewigkeit als unantastbares Privileg. 
Grundsätzlich stellt sich hier die kon­
krete Kernfrage, ob der Kanton und 
somit seine Steuerzahler, einen priva­
ten Schifffahrtsausflug und somit eine 
von vielen Freizeitangeboten subventio­
nieren soll oder nicht. Hätten dann 
nicht auch jene Schifffahrtsangebote 
im Grenzgebiet auf dem Rhein zwi­
schen dem Rheinfall und Kaiserstuhl 
Anrecht darauf, dass sie als Teil des 
ZVV aufgenommen werden können 
und so zu billigeren Tarifen kommen, 

aber neu zusätzlich viel Geld aus dem 
ZVV erhalten. 

Hier sei in Erinnerung gerufen, dass 
eine 30 Minuten dauernde Rheinfall­
rundfahrt für Erwachsene ohne Ver­
günstigungsmöglichkeiten 8 Franken 
oder die 14 km lange 70-minütige Fluss­
fahrt 15 Franken kostet.

Erste Erfahrungszahlen
Dabei sprechen die Zahlen aus dem 
Jahre 2016 für sich. Jedem der 1 664 295 
verzeichneten Schiffspassagiere wurde 
bei verursachten Transportkosten von 
rund 11 Franken seine Fahrt mit 9,87 
Franken aus Geldern des ZVV vergütet. 
Konkret heisst dies, dass die Zürichsee-
Schifffahrt pro Passagier rund 1,25 
Franken eingenommen hat. Nur so 
war es 2017 mit noch 1,1 Mio. Passagie­
ren und Bruttoerträgen vom Schiffs­
fünfliber von 3,5 Mio. Franken mög­
lich, dass Ende Saison für den ZVV 
Mehreinnahmen von 2,5 Mio. Franken 
resultierten. Von den 2016 gesamthaft 
im ZVV-Gebiet von den Transportunter­
nehmungen zurückgelegten Fahrzeug­
kilometern beanspruchte der Schiffs­
verkehr 0,42 Prozent, wobei damit 0,26 
Prozent aller ZVV-Fahrgäste transpor­
tiert worden sind. Dies bestätigen auch 
die ersten Erfahrungszahlen von 2017 
mit dem Schiffsfünfliber. Nebst rund 
600 000 Passagieren, welche den Ein­
zelzuschlag bezahlt haben, sind es nur 
530 Jahres- (150 Fr.) und weitere 1300 
Monatspendler (25 Fr.), welche als Schiffs­
pendler vom vergünstigten Schiffsfünf­
liber profitiert haben. 

Freizeitangebote wenig 
subventionieren 
Ein Blick in den Geschäftsbericht 2016 
zeigt zudem auf, dass die drei besten 
Fahrgastzahlen jeweils an einem Sonn­
tag verzeichnet worden sind. Dies 
stärkt allgemein die Tatsache, dass es 
sich bei der Zürichsee-Schifffahrt vor­
wiegend um ein Freizeitangebot han­
delt, welches im Grundsatz möglichst 
wenig subventioniert werden sollte.

SVP DIETIKON

Hot-Dogs für die Dietiker Bevölkerung
Trotz der Sport-Ferien besuchten viele Passanten den unübersehbaren 
SVP-Stand. Unsere Kandidatinnen und Kandidaten verteilten der  
Bevölkerung Hot-Dogs und kamen so zu vielen interessanten Gesprächen.

Bei dieser Standaktion war ausserge­
wöhnlich, dass viele Passanten direkt 
auf unsere Kandidatinnen und Kandi­
daten zugekommen sind, Lob ausspra­
chen, motivierten und gleichzeitig 
mitteilten, dass man bereits gewählt 
habe, und zwar die Kandidatinnen und 
Kandidaten der SVP. Man werde selbst­
verständlich auch im persönlichen 

Umfeld, bei Verwandten, Bekannten 
und Nachbarn in den nächsten Tagen 
noch die Werbetrommel rühren. Diese 
Reaktionen zeigen, dass die Behörden­
vertreterinnen und Vertreter der SVP 
Dietikon in den letzten Jahren offen­
bar gut gearbeitet haben. Wir dürfen 
denn auch zuversichtlich sein, dass 
sich diese Arbeit am 4. März 2018 aus­
zahlen wird. 

Rochus Burtscher,  
Präsident SVP Dietikon

Eveline Heiniger bereitet am Stand  
Hot Dogs zu.

Besucher des SVP-Standes auf dem 
Kirchplatz im Gespräch mit Kandidaten.
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Das Leuthard-Imperium
Der Postskandal – Betrügereien rund um die Subventionierung der Postauto-Dienste – ist entstanden und ausge
wuchert im CVP-Filz, der – geschaffen durch Bundesrätin Doris Leuthard – die Post heute beherrscht. Mit Ziel 
sog. «Privatisierung» wurden die PTT-Betriebe in eine Aktiengesellschaft mit dem Bund als einzigem Aktionär um
gewandelt. Damit wurde lediglich die parlamentarische Aufsicht über die weiterhin vollständig dem Bund gehörende 
Post eliminiert. Was damit bewirkt wird, zeigt der derzeitige Postskandal.

Bis vor rund einem Vierteljahrhundert 
waren SBB, Post, Telefon, Rüstungs­
werke eigentliche Staatsbetriebe – der 
Bundesverwaltung unterstellte Pro­
duktions- und Dienstleistungsbetriebe, 
kontrolliert von Parlamentskommissi­
onen. Dann überkam die Bundesver­
waltung der Wahn der Pseudo-Privati­
sierung. Die meisten dieser früheren 
Staatsbetriebe wurden danach in Akti­
engesellschaften umgewandelt. Gegen 
aussen wurde dies als «Privatisierung» 
verkauft. Aber der Bund blieb in den 
meisten Fällen alleiniger Aktionär. Sol­
che Pseudo-Privatisierung bewirkte 
damit einzig, dass jegliche parlamen­
tarische Kontrolle über die weiterhin 
allein dem Staat gehörenden «Aktien­
gesellschaften» ausgemerzt werden 
konnte. Mitte-Links-Parlamentsmehrhei­
ten hatten dafür gesorgt, dass solche 
Selbstentmachtung der Legislative Tat­
sache wurde.

«Fachleute» am Werk
Seitens der frohlockenden Bundesver­
waltung wurden wortreich «Begrün­
dungen» für solche «Privatisierung» 
geliefert: Die einstigen Staatsbetriebe 
hätten sich zu komplexen produzieren­
den und Dienstleistungen erbringen­
den Konzernen entwickelt. «So parla­
mentarische Laien» seien entsprechend 
überfordert mit ihnen zufallenden 

Kontrollaufgaben. «Fachleute» müss­
ten diese anspruchsvolle Arbeit über­
nehmen. Seither herrschen sie, diese 
«Fachleute» – auch über die Post. Er­
gebnisse kennt man inzwischen: Un­
ter der «Fachleute-Kontrolle» konnten 
ganze, wichtige und grosse Betriebs­
zweige offenbar vorsätzlich Betrügerei­
en inszenieren. Da habe sich erhebliche 
«kriminelle Aktivität» entfaltet, wie die 
Bundesverwaltung mitteilte. Die Chefs, 
aber auch die «professionellen Kont­
rolleure» und all die Verwaltungsfach­
leute mit ihren skandalös wachsenden 
Spitzensalären liessen offensichtlich 
kriminelle Aktivitäten sich ungehin­
dert entfalten – jahrelang. Sie merkten 
nichts, sie unternahmen nichts.

CVP-Pfründen
Seltsam dabei: Die meisten dieser ju­
ristisch privatisierten Betriebe mit 
dem Bund als Alleinaktionär sind dem 
Departement der Leuchtfigur Doris 
Leuthard unterstellt: Die Swisscom, 
die «auf unerklärliche Weise» in mas­
sivem Ausmass Daten verliert. Die SBB, 
die Milliarden verschlingende neue 
Züge während Jahren nicht einsetzen 
können, aber vergissen, die vom Liefe­
ranten für die offensichtlich untaugli­
che Arbeit zu entrichtende Konventio­
nalstrafe in mehrstelliger Millionen­
höhe endlich einzufordern. Stattdessen 

haben die Passagiere immer überfüll­
terer Züge Aufschläge zu ripsen. Und 
bei der Post entarten ganze Abteilun­
gen zu einem Eldorado zur Befriedi­
gung krimineller Gelüste.

Wem unterstehen denn all diese Be­
triebe? Doch einer Dame, die wacker 
mitgewirkt hat, als die parlamentari­
sche Kontrolle über die Staatsbetriebe 
mittels Pseudo-Privatisierung dieser 
Betriebe pulverisiert wurde. Eine, die 
es indessen blendend verstand, all die 
ausserordentlich grosszügig dotierten 
Chefposten in diesen Betrieben konse­
quent mit Altgedienten ihrer serbeln­
den Partei, der CVP, zu bestücken.

Hauptverantwortung
Sie sei, liess Bundesrätin Doris Leut­
hard im Moment der Entdeckung der 
kriminellen Vorgänge bei Postauto 
Schweiz verlauten, «enttäuscht». Ist das 
alles? Sie, die Bundesrätin, die nichts 
mehr von parlamentarischer Kontrol­
le wissen will, ist doch die Chefin, ist 
doch die Hauptverantwortliche dieser 
Betriebe, deren einziger Aktionär der 
Bund ist. Glaubt sie, ihre Hauptver­
antwortung mittels reichlicher Pfrün­
den-Vergabe an Parteikollegen bereits 
wahrgenommen zu haben?

Einer ihrer Günstlinge, jener, wel­
cher der mit Bundesmonopol ausge­
rüsteten SRG vorsteht, hat kürzlich im 
Rahmen des No-Billag-Abstimmungs­
kampfes seine Kompetenz als Konzern­
chef offengelegt. Jean-Michel Cina, einst 
CVP-Fraktionspräsident im Bundes­
haus, jetzt CVP-Regierungsrat im Kan­
ton Wallis, wusste kürzlich bei Scha­
winski im Fernsehen jedenfalls kaum 
verständlich zu machen, was mit der 
obersten Verantwortung über die SRG 
bei ihm an Pflichten, an Verantwor­
tungswahrnehmung anfalle. Verant­

wortungsfreier Pfründen-Genuss, ge­
deckt von Doris Leuthard, scheint zum 
reichstbezahlten Hobby altgedienter 
CVPisten zu entarten.

Fremdkörper
Gut, Peter Hasler, von Doris Leuthard 
als «Altlast» an der Postspitze über­
nommen, gehört nicht zum CVP-Klün­
gel. Er, stets nach links schielender 
Freisinniger, dürfte seine Karriere in 
der pseudo-privatisierten Bundesan­
stalt Post seinem wiederholt öffentlich 
zelebrierten SVP-Hass weit eher ver­
danken als gezeigter Leistung an frü­
heren Wirkungsstätten (Arbeitgeber­
verband, Reka, Unispital Zürich).

Sein Nachfolger Urs Schwaller, zu­
vor CVP-Ständerat, profiliert sich der­
weil als echter Filzbewahrer: Man un­
tersuche jetzt, aber niemand werde 
vorläufig aus dem Verkehr gezogen, 
geschweige denn entlassen…

Geschieht wirklich nichts?
Festzuhalten angesichts dieser Vor­
gänge ist: Frau Doris Leuthard, früher 
Parlamentarierin, jetzt für den Ver­
kehr, für das Fernmeldewesen und für 
die von ihr selbst ausgerufene Energie-
Wende zuständige Bundesrätin, ist 
höchste Verantwortliche für all die 
Missstände und Fehlleistungen bei 
Bahn, Post, Swisscom usw. Sie hat ihre 
Leute – oder Günstlinge? – in die wohl­
dotierten Chefposten dieser Anstalten 

gehievt. Sie hat zugelassen oder gar 
veranlasst, dass das Salär zum Beispiel 
der Postchefin innert nur zehn Jah­
ren – während der Periode all der Mas­
senschliessungen von Poststellen in 
unzähligen Dörfern – um volle 25 Pro­
zent auf heute nahezu eine Million an­
gestiegen ist.

Quo usque tandem…
Übernimmt sie, Gunst mit Pfründen 
belohnende CVP-Mutter und Chefin 
des Verkehrsdepartements, den Scha­
den, den ihre Protégés angerichtet 
haben? Oder geht sie davon aus, die 
gesamte Bundesberner Medienmeute 
werde, berauscht von ihrem so un­
nachahmbar herzigen Lachen, einmal 
mehr vor ihr in die Knie sinken – und 
alles Vorgefallene mit Schweigen über­
gehen? Was würde mit einem Chef – 
sagen wir einmal bei Novartis – ge­
schehen, wenn ruchbar würde, dass 
ein ganzer, zweifellos grosser Teil des 
Konzerns, für den er die volle Verant­
wortung trägt, dank seiner Nachlässig­
keit jahrelang massive Betrügereien 
begehen konnte… Quo usque tandem, 
Doris Leuthard: Wie lange glauben Sie 
die Schweiz noch mit Ihrem naiven La­
chen abspeisen zu können, auf dass 
sich niemand nach Ihrer Verantwor­
tung zu fragen getraut?

Der Schweizerzeit-Freitags-Kommentar von 
Ulrich Schlüer vom 16. Februar 2018

LESERBRIEF

Postauto-Affäre: Das Untersuchungs-Ergebnis 
steht schon fest
Als ehemaligem Leiter der Internen Re­
vision eines grösseren Konzerns kommt 
mir das gewählte Vorgehen (Post-Präsi­
dent Urs Schwaller leitet Untersuchung 
selbst) beim Postauto-Skandal unver­
ständlich vor. Ich kann mir nicht vor­
stellen, dass das «Compliance-Manage­
ment» (Einhaltung von Gesetzen und 
Richtlinien) – sofern die Post so etwas 
bewirtschaftet – eine solche Lösung bei 
Regelverstössen vorsieht. Als Verwal­
tungsratspräsident der Post ist Schwal­
ler Teil der Postauto Schweiz AG. Also 
ein Insider, und damit ist die wichtigs­
te Voraussetzung bei solchen Untersu­
chungen «die Unabhängigkeit» nicht 
gegeben. Den staatsnahen Betrieben 
haftet ohnehin der Ruf eines beträcht­
lichen CVP-Klüngels in der obersten 
Führung an. Umso mehr wäre eine 
komplett externe Untersuchung die 
wohl vertrauenswürdigere Variante 

als der Hinweis von Schwaller «Ich bin 
die richtige Person». Als Aktiengesell­
schaft bestünde zudem das Instrument 
der Sonderprüfung (OR 697a). Bestimm­
te Sachverhalte sind durch ein unab­
hängiges Wirtschaftsprüfungs-Unter­
nehmen durchzuführen, dies auch, 
weil offenbar zwischen Interner Revi­
sion und Externer Kontrollstelle Ab­
stimmungs- und Prüfungsprobleme 
bestehen. Aber auch zu den ruchbar 
gewordenen finanziellen Unterstützun­
gen gegenüber der CarPostale France 
(eventuelle Gewinnverschiebungen) ist 
vertrauensfördernde Klarheit dringend 
notwendig. Ich werde den Eindruck 
nicht los, dass bei Leitung der Untersu­
chung durch Schwaller, das Untersu­
chungsergebnis vom kommenden Mai 
schon heute feststeht. 

Karl Meier-Zoller, Effretikon

Spenden     PC Konto 80-35741-3

SVP Kanton Zürich, 8600 Dübendorf, Vermerk: 

"Nationalitäten-Initiative" 

Die teilweise oder ganz ausgefüllte 

Unterschriftenliste bitte sofort zurücksenden! 

Die unterzeichnenden, im Kanton Zürich wohnhaften Stimmberechtigten stellen gestützt auf Art. 23 ff. der Kantonsverfassung vom 27. Februar 2005 sowie das Gesetz über die politischen Rechte (GPR) und die zugehörige 

Verordnung (VPR) in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs folgendes Begehren:

Kantonale Volksinitiative "Bei Polizeimeldungen sind die Nationalitäten anzugeben"

 

Das Polizeigesetz vom 23. April 2007 wird wie folgt ergänzt:

§ 9a. Transparenz

1Die Polizei informiert die Öffentlichkeit in transparenter Weise über Straftaten.

2Bei Informationen gegenüber der Öffentlichkeit, namentlich in Medienmitteilungen und an Medienkonferenzen, 

werden bei Tätern, Tatverdächtigen und Opfern Alter, Geschlecht und alle Nationalitäten bekannt gegeben. Ein 

Migrationshintergrund wird auf Anfrage bekannt gegeben, soweit die Information verfügbar ist.

3Von der Regelung gemäss Abs. 2 kann abgewichen werden, wenn erhebliche Gründe des Persönlichkeitsschutzes 

gegen die Bekanntgabe der erwähnten Merkmale sprechen oder wenn mit der Bekanntgabe Personen identifiziert 

werden können.

Begründung: Für die Bekanntgabe der Nationalität besteht ein klares öffentliches Interesse, da die Bevölkerung ein Recht hat, umfassend und 

transparent über die öffentliche Sicherheit informiert zu sein. Die Statistiken belegen, dass bei Straftaten Täter aus bestimmten Ländern 

überproportional vertreten sind. Die Bevölkerung hat ein Anrecht zu wissen, aus welchen Ländern die Leute kommen, welche hier die Sicherheit 

beeinträchtigen und so Mehrkosten von Polizei, Justiz, des Strafvollzugs, usw. nötig machen.

Im Amtsblatt des Kantons Zürich veröffentlicht am 12.1.2018 (Sammelfrist bis 12.7.2018)

Stadt Zürich

Postleitzahl: ………………………
Politische Gemeinde: ………………………………….

Diese Unterschriftenliste darf nur von Stimmberechtigten mit politischem Wohnsitz in der nachstehenden Gemeinde unterzeichnet werden und ist handschriftlich auszufüllen.

Name, Vorname
(handschriftlich, in Blockschrift)

Geburtsdatum
(TT / MM / JJ)

Strasse, Hausnummer
(Strasse / Hausnummer)

Unterschrift
(eigenhändig)

Kontrolle
(leer lassen)

1.

2.

3.

4.

Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fälscht oder wer bei der Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt, macht sich strafbar (Art. 281, 282 StGB).

Die/der zuständige Stimmregisterführerin/ Stimmregisterführer bescheinigt hiermit, dass obenstehende Unterzeichnerinnen und Unterzeichner im Kanton Zürich stimmberechtigt sind und ihre politischen 

Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Ort / Datum……………………………………. Stempel / Unterschrift Registerführer: …………………………………… Anzahl……..

3

Initiativkomitee:

Langhart Konrad, Kantonsrat SVP, Breitenweg 1, 8477 

Oberstammheim (Vertreter); Tuena Mauro, Nationalrat SVP, 

Giblenstrasse 10, 8049 Zürich (Stellvertreter)

Amrein Hans-Peter, Kantonsrat SVP, Im Grossacher 12, 8127 Forch;

Grüter Barbara, Kantonsrätin SVP, Wydumstrasse 7, 8427 Rorbas;

Liebi Roger, Kantonsrat SVP, Wiesliacher 91, 8053 Zürich; Lothe 

Camille, JSVP, Karstlernstrasse 11, 8048 Zürich; Scheck Roland,

Kantonsrat SVP, Friesenbergstrasse 110, 8055 Zürich; Schmid 

Stefan, Kantonsrat SVP, Sonnenbergstrasse 72, 8172 Niederglatt;

Steinemann Barbara, Nationalrätin SVP, Brünigstrasse 80, 8105

Watt; Trachsel Jürg, Kantonsrat SVP, Mülibachstrasse 21, 8805

Richterswil; Vogt Hans-Ueli, Nationalrat SVP, Turbinenstrasse 60,

8005 Zürich

Das Initiativkomitee kann diese Volksinitiative mit einer von der Mehrheit 

seiner Mitglieder unterzeichneten schriftlichen Erklärung bis zur Anordnung 

der Volksabstimmung vorbehaltlos zurückziehen. 

Bitte senden Sie mir weitere Bogen!

Name/Vorname: …………………………………..

Adresse: …………………………………..

PLZ / Ort: …………………………………..

www.nationalitaeten-initiative.ch

Komitee «Nationalitäten-Initiative»

c/o SVP des Kantons Zürich

Lagerstrasse 14

8600 Dübendorf

Bitte 
frankieren

Fakten unter den  
Teppich kehren? 
Sagen auch Sie NEIN. 
  Probleme der Ausländer- 

kriminalität müssen beim  
Namen genannt werden.

Unterschreiben Sie jetzt die kantonale Volksinitiative
«Bei Polizeimeldungen sind die Nationalitäten anzugeben» 

Helfen Sie mit für dringend nötige Transparenz und Informationen 
zu sorgen. 
Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung. Jetzt unterschreiben!

LESERBRIEF

Ja zu No Billag
Natürlich bringt das Schweizer Fernse­
hen und Radio SRF auch Volkstümli­
ches wie Ländler, Landfrauenküche, 
Mini Beiz, Jassen, Sport usw. Logisch, 
hoffentlich auch, das ist gut so. 

Aber dort, wo es eben darauf ankä­
me, bei den innenpolitischen Info-Sen­
dungen wie Tagesschau, Echo der Zeit, 
10vor10, Rundschau, Arena, beim un­
säglichen Moderator Schawinski oder 
linken Komikern wie Giacobbo Müller 
fällt die einseitige linke politische 
Schlagseite, vor allem gegen die Politik 

der SVP, mehr oder weniger deutlich 
auf. 

Dies widerspricht dem klaren Ver­
fassungsauftrag, mit den Einnahmen 
der Zwangsgebühr, die wir ja alle be­
zahlen müssen, ausgewogen zu infor­
mieren.

Es ist erhellend, dass sich gemäss Un­
tersuchungen der Hochschule ZHAW 
70 Prozent der SRG-Journalisten (übri­
gens auch bei den Zeitungen!) als poli­
tisch links bezeichnen. Von den teil­
weise von der SRG abhängigen Künst­

lern, Schauspielern und Schriftstellern 
ganz zu schweigen. Von wegen hoch­
gelobter Qualitätsjournalismus! Ist das 
fair? Zeitungen kann ich abbestellen, 
wenn mir die Linie nicht passt, das SRF 
leider nicht.

Auch vor Abstimmungen und Wah­
len ist die Parlaments- und Bundesrats­
abhängigkeit, da diese die Gebühren 
sprechen, nicht zu übersehen. Auch bei 
den Auslandkorrespondenten schim­
mert die EU- und Brüssel-Anbeterei 
deutlich durch. Die Bevölkerung soll 
durch unausgewogene bis manipulati­
ve Berichterstattung sanft und weg 
von unserer weltweit einmaligen di­
rekten Demokratie in den EU-Super­
staat getrieben werden. 

Dadurch wird die weitgehende Ent­
scheidungsfreiheit der Bürger, also 
von uns allen, unwiederbringlich zer­
stört. Kein Wunder, wollen sich dies 
die SP, die Grünen, die CVP sowie der 
grosse Teil der FDP nicht wegnehmen 
lassen.

Man braucht keinen mit Zwangsge­
bühren finanzierten Staatssender, mit 
1300 Millionen Franken pro Jahr, 7 TV- 
und 17 Radiosendern und total 6000 
Angestellten ausgestattet.

Nur mit einem Ja zu No Billag gibt 
es einen Neuanfang mit der Hälfte des 
Budgets. Eine wirklich ausgewogene, 
neutrale, faire und qualitativ hochste­
hende Berichterstattung, die jeweils 
nur etwas landesteilspezifisch über­
setzt werden müsste, wäre absolut 
möglich.

Bei einem Nein zu No Billag wird die 
sanfte Manipulation einfach so weiter­
gehen.

Werner Flueck, Dietikon

www.nationalitaeten-initiative.ch

Noch hat der Postauto-Betrug keine Konsequenzen im CVP-Filz.
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MASSENEINWANDERUNG VERURSACHT STEIGENDE MIETPREISE

Rot-grüner Sand in den Augen 
Wer eine Person täuschen will, streut ihr sprichwörtlich Sand in die Augen. Seit Jahren wird einem grossen Teil der 
Stadtbevölkerung bezüglich der steigenden Mieten von Rot-Grün etwas vorgegaukelt. 

Finstere Spekulanten treiben die Prei­
se nach oben, behaupten die Gutmen­
schen. Die Wählenden müssen nur 
links stimmen, dann würde mittels 
«sozialen Wohnungsbaus» alles wieder 
in Ordnung gebracht. Stopp! Es ist nun 
endlich Zeit, dass sich die betroffenen 
Stadtzürcher den rot-grünen Sand aus 
den Augen reiben und die Realität be­
trachten. Dafür kann ein breit abge­

stützter Grundsatz herbeigezogen wer­
den: Ein knappes, stark nachgefragtes 
Angebot wird teurer. Ziehen innerhalb 
von zehn Jahren über 45 000 Personen 
zusätzlich in unsere Stadt, treibt die­
ses Wachstum die Mietpreise stark in 
die Höhe. Als ob dies noch nicht genug 
wäre, wollen die Linken, dass wir mit 
weiteren 100 000 Personen den städti­
schen Platz und die Lebensqualität tei­
len sollen. 

Volk zahlt die Zeche
Die Bodenpreise sind in den letzten 
Jahren teils um 83 Prozent oder mehr 
nach oben geschnellt. Tatsache: Die 
überhitzte Einwanderung verursacht 
die steigenden Mietpreise. Noch klarer 

wird die Sicht auf die Fakten, wenn 
auch die letzten grossen rot-grünen 
Sandkörner aus den Augen gewischt 
werden. 

Der damalige Stadtrat Martin Vol­
lenwyder hatte in seiner Funktion als 
Finanzvorsteher errechnet, dass die 
linken Versprechungen betreffend «so­
zialen» Wohnungsbau 15 Milliarden 
Franken kosten würden.

Linkspopulismus stoppen
Die vorgegaukelten «Lösungen» gegen 
angebliche Spekulanten sind also nichts 
als Fantastereien, um Wählerstimmen 
abzustauben, vom Einwanderungs­
chaos abzulenken und um gegen das 
linke Feindbild Kapitalismus zu het­

zen. Für günstige Mieten braucht es 
schlicht und einfach weniger neue 
Nachfrager auf dem Wohnungsmarkt. 
Auch viele alteingesessene assimilierte 
Ausländer und Secondos leiden unter 
den steigenden Preisen. 

Jetzt wählen gehen
Am 4. März 2018 finden in der Stadt 
Zürich die Gesamterneuerungswahlen 
statt: Wählen wir Schweizer die richti­
ge Lösung. Jetzt gilt es, wirklich alle 
Freunde, Verwandten und Bekannten 
zu mobilisieren, umgehend SVP Liste 2 
zu wählen! 

Bis am 27. Februar 2018 ist bequem 
die briefliche Stimmabgabe möglich. 
Anschliessend kann die Liste 2 an der 
Urne oder im Kreisbüro eingeworfen 
werden. Nicht vergessen: Stimmrechts­
ausweis unterschreiben. 

«Was hat sich im Gemeinderat über 
all die Jahre am meisten verän-
dert?», fragte ich anlässlich einer 
Ratspräsidiumsfeier Max Kunz, den 
damals 93-jährigen, allerersten Rats-
präsidenten der SVP. Besonders die 
heutige politische Berichterstattung 
habe nichts mehr mit der damali-
gen zu tun, meinte der Befragte. Zu 
seiner Zeit habe der Tages-Anzei-
ger beispielsweise noch mehrseitige 
Berichte über die Gemeinderatssit-
zung, teilweise sogar mit Protokol-
lauszügen, gedruckt. Heute wird in 
der Tat nur noch über einen Bruch-
teil der Geschäfte berichtet, über 
die wir in unseren wöchentlichen, 
mehrstündigen Gemeinderatssitzun-
gen debattieren. Die Meinung der 
SVP, der einzigen Oppositionspar-
tei in der Stadt Zürich, kommt dabei 
vor allem im linken Tages-Anzeiger 
regelmässig zu kurz. Unsere poli-
tischen Argumentationen werden, 
wenn überhaupt, in wenige Sätze 
zusammengefasst, oft bösartig kom-
mentiert oder willkürlich aus dem 
Zusammenhang gerissen und leider 
nur selten mit einem Zitat unterlegt, 
während man der Gegenseite umso 
mehr Platz einräumt und Wohlwol-
len entgegenbringt. Wir kennen 
diese einseitige Berichterstattung ja 
schon zur Genüge von der SRG. Auf-
grund einer fehlenden Plattform 
bleibt der SVP nichts anderes übrig, 
als ihre Positionen anderweitig zu 
kommunizieren, wie beispielswei-
se kürzlich mit den in alle Zürcher 
Haushalte verschickten «Stadtnach-
richten», worin SVP-Gemeinderäte 
unter anderem über die Missstän-
de des rot-grünen Filzes informie-
ren. Wenige Tage nach dem Versand 
publizierte der Tages-Anzeiger, die 
grösste und mächtigste Zürcher Ta-
geszeitung zwei Artikel, in denen 
unsere Abstimmungszeitung als 
«Fake News» bezeichnet wurden: 
Die SVP wolle die Bürger mit einer 
«getarnten» Zeitung irreführen, 
indem sie «das Parteilogo weglasse» 
und nur klein im Impressum auf den 
wahren Herausgeber der Zeitung 
hinweise. Doch auf der Titelseite 
wird oberhalb der Mitte auf einem 
durchgehenden, klar abgegrenzten 
und unübersehbaren Band die SVP 
als Herausgeber (dreimal) erwähnt, 
und den 11 folgenden Seiten ist das 
Parteilogo insgesamt 14-mal ersicht-
lich. Als das linke Komitee «Nein 
zum Sendeschluss» eine Abstim-
mungszeitung im gleichen Format 
in alle Haushalte liefern liess, hatte 
der Tages-Anzeiger natürlich keine 
diesbezüglichen Beanstandungen. 
Auf Twitter konfrontierten SVP-
Gemeinderat Samuel Balsiger und 
JSVPler Régis Ecklin den Journalis-
ten El Arbi, Verfasser des besagten 
Tages-Anzeiger-Artikels mit dieser 
Faktenlage. Dessen Reaktion macht 
deutlich, wie wenig dieser Zeitung 
an einer politisch ausgewogenen 
Berichterstattung liegt: Samuel Bal-
siger wurde vom Journalisten des 
Tages-Anzeigers als «Parteisoldat», 
der auf die Demokratie «scheisst», 
beschimpft, und Régis Ecklin als 
«Penner», der sich «verpissen» soll. 
Zum Ausgleich gibt es zum Glück 
noch den Zürcher Boten.

Fadegrad

von
Von Stefan Urech

Samuel Balsiger
Gemeinderat SVP
Zürich 9

Fake News?

 
Stadtrats- und Gemeinderatswahlen vom 4. März 2018 

 
SVP-Kandidatinnen und -Kandidaten 

stellen sich zum Gespräch 
 
Liebe Zürcherinnen und Zürcher 

Unsere Gemeinderats-Kandidatinnen und -Kandidaten wollen Sie kennen lernen 
und sind an den öffentlichen Standaktionen präsent, um im persönlichen Gespräch 
Ihre Anliegen zu erfahren und unsere politischen Ziele für Zürich zu erklären. 

Besuchen Sie uns, wir freuen uns, Sie persönlich begrüssen zu dürfen. 
 
  Kreis/Quartier Datum Zeit Standort 
 
  1/2 Wollishofen  24. Februar 2018 09.30 – 11.30 h Migros Morgental 
  3 Alt-Wiedikon  24. Februar 2018 09.00 – 11.00 h Migros Gutstrasse 
  3 Alt-Wiedikon  24. Februar 2018 16.00 – 18.00 h Falken Wiedikon 
  4/5 Langstrasse  24. Februar 2018 10.00 – 12.00 h Stauffacher 
  6 Unterstrass  24. Februar 2018 09.30 – 11.30 h Guggach 
  7/8 Hottingen  24. Februar 2018  10.00 – 12.00 h Kreuzplatz 
  9 Altstetten  24. Februar 2018 09.00 – 11.00 h Lindenplatz 
  10 Wipkingen  24. Februar 2018 10.00 – 11.30 h Röschibachplatz 
  11 Oerlikon  24. Februar 2018 09.00 – 12.00 h Marktplatz 
  12 Schwamendingen 24. Februar 2018 09.00 – 12.00 h bei Migros 
 
  3 Alt-Wiedikon  03. März 2018 09.00 – 11.00 h Schmiede Wiedikon 
  4/5 Gewerbeschule  03. März 2018 10.00 – 12.00 h Limmatplatz 
  6 Unterstrass  03. März 2018 09.30 – 11.30 h Schaffhauserplatz 
  7/8 Witikon  03. März 2018       10.00 – 12.00 h Einkaufszentrum 
  10 Höngg  03. März 2018 10.00 – 11.30 h Kappenbühlstrasse 
  11 Oerlikon  03. März 2018 09.00 – 12.00 h Maktplatz 
  12 Schwamendingen 03. März 2018 09.00 – 12.00 h bei Migros 

 

  Gemeinderat: Liste 2 – SVP 
  Und in den Stadtrat: 

Susanne Brunner, Roger Bartholdi, 
  Filippo Leutenegger, Michael Baumer, Markus Hungerbühler. 

Und als Stadtpräsident: Filippo Leutenegger. 

                     
Für eine sichere Zukunft in Freiheit! 

 

 

LESERBRIEF

Endlich findet eine Lehrplan-Diskussion statt
Der Leitartikel im letzten «Zürcher 
Bote» bildete eine ausgezeichnete Zu­
sammenfassung aller Aspekte betref­
fend Lehrplan-21-Abstimmung. Diver­
se Leserbriefe zum Thema in letzter 
Zeit haben ebenfalls vorzüglich orien­
tiert. Genau so hätte eigentlich schon 
lange auch eine allgemeine Diskussion 
stattfinden müssen, doch ist es, wie 
Camille Lothe schreibt, den Urhebern 
des Lehrplan 21 gelungen, die Öffent­
lichkeit weitgehend auszuschliessen. 
Es stimmt einfach nicht, wie die Ge­
genseite behauptet, dass sich das Volk 
habe äussern können. Die ganze Ent­
stehungsgeschichte dieses Monster­

werks Lehrplan 21 geschah im Gehei­
men, und es ist ein Witz, wenn den 
frustrierten Stimmbürgern jetzt er­
klärt wird, sie hätten sich ja an den Bil­
dungsrat wenden können. Das hätte 
diesem hehren Gremium wohl gros­
sen Eindruck gemacht, wenn der Hans 
Müller mittels Brieflein vorstellig ge­
worden wäre ... Nein, solch wichtige 
Fragen wie ein neuer Lehrplan können 
nur mittels ordentlicher, sauberer Ab­
stimmung geregelt werden, falls nicht 
schon der Kantonsrat die Weichen im 
Sinne der Volksmehrheit stellt.

Hans-Peter Köhli, Zürich

LESERBRIEF

Unschweizerisch und gefährlich
Auf ihrer offiziellen Website wirft SRF 
Deutschschweiz Bürgern wie mir «eine 
zutiefst unschweizerische Gesinnung 
vor». Da ich ein überzeugtes Ja zu No-
Billag einlegen werde, gefährde ich 
somit auch unsere Demokratie, den 
nationalen Zusammenhalt und die 
Weiterexistenz unseres unabhängigen 
Landes (gemäss SRF). Diese Attribute 
werden mir ausgerechnet von SRF-
Journalisten an den Kopf geworfen, 
von denen sich sieben von zehn selbst 
als linksstehend (und europhil) beken­
nen. Die andern drei wählen bevorzugt 
CVP und FDP (laut einer neuen Studie 
der Zürcher Hochschule für Ange­
wandte Wissenschaften). Es ist erhei­
ternd und anachronistisch zugleich, 
wie viele Fernseh-Linke und Eurotur­
bos, die in ihrer ideologischen Verblen­
dung direkt oder indirekt die bedin­
gungslose Unterwerfung der Schweiz 
unter die Brüsseler Eurokratie fordern, 
plötzlich ihre Vaterlandsliebe entde­
cken. 

Man gibt sich selbstbewusst im Leut­
schenbach, und trotz einer vom Insti­
tut GfS bestellten Umfrage mit 62 Pro­
zent Nein herrscht nervöse Hochspan­
nung. Es ist verständlich, dass man 
sich bei einem Monatslohn von 9000 
Franken gegenüber dem gewöhnlichen 
Volk mit einem Medianlohn von 6000 

Franken etwas abgehoben fühlt und 
nicht auf ein solches Niveau zurückfal­
len möchte. Der Generaldirektor ver­
dient monatlich gar 44 692 Franken, 
wesentlich mehr als ein Bundesrat. Da­
für müssen mehr als 1000 Gebühren­
zahler tief in ihr Portemonnaie greifen. 
Die höchst mögliche Gebühr für ein 
Unternehmen ab einer Milliarde Um­
satz beträgt ab 2019 35 590 Franken, 
auch wenn ihre Angestellten zu Hause 
Fernsehen schauen und sie selbst für 
die Gebühren aufkommen. Ein solch 
hoher Umsatz bedeutet nicht allzu viel 
und wird von vielen Handelsfirmen 
schnell einmal erreicht. 

Ein Job bei SRF bedeutet, in einer 
«geschützten Werkstatt» mit grosser 
persönlicher Verfügungsgewalt zu ar­
beiten und auch im internationalen 
Vergleich sehr grosszügig mit Steuer­
geldern ausgestattet zu sein (die Bil­
lag-Zwangsgebühren sind eine Steuer!). 
Geschaltet und gewaltet wird nach ei­
genem Gutdünken, meist mit ausge­
prägtem Brüsseler Linksdrall und ei­
nem patriarchalen Hang zur Umerzie­
hung der Zuschauer, die Souveränität 
und Selbstbestimmung einer globa- 
len Gleichmacherei und Fremdbestim­
mung eventuell vorziehen. 

Robert Nieth, Walchwil ZG

LESERBRIEF

Ja zur Initiative «Lehrplan vors Volk» 
Nach jahrzehntelangen Reformen steht 
unsere bewährte Volksschule heute in 
einer bedenklichen Schieflage! Nur 
dank hoch engagierten Kindergärtne­
rinnen, Lehrerinnen und Lehrern 
«merkt» man es noch nicht! Auf nächs­
tes Schuljahr werden wieder viele Ab­
gänge von Frühpensionierten und von 
desillusionierten Junglehrerinnen und 
Lehrern zu verzeichnen sein. Warum? 
Die riesige Heterogenität in den Klas­
sen die seit der Integration und Auflö­
sung verschiedener Kleinklassen und 
der Früheinschulung entstanden ist, 
kann kaum noch zufriedenstellend be­
wältigt werden. Bei der schon eingelei­
teten Umstellung auf neue Lehrmittel 
und Lernmethoden gemäss Lehrplan 
21 wie selbstorganisiertes Lernen, Sch­
reiben nach Gehör und vieles mehr, 
zeichnet sich bereits ab, dass vor allem 

schwächere Kinder damit überfordert 
sind. Lernzielbefreiung wird schon bei 
Erstklässlern praktiziert. Um pädagogi­
sche Schwierigkeiten zu meistern hat 
an vielen Schulen und Kindergärten 
ein Belohnungs-/Bestrafungssystem Ein­
zug gehalten. Eltern beklagen, dass 
das ihre Kinder zusätzlich unter Druck 
setzt. Und jetzt? Ein Halt und eine Aus­
legeordnung tun not! Gescheiterte Re­
formen und ein praxisferner uner­
probter Lehrplan dürfen unsere Schul­
kinder nicht «verschleissen»! Es geht 
um ihre wertvolle grundlagenbilden­
de Lebens- und Schulzeit!

Ein Ja zur Initiative «Lehrplan vors 
Volk» muss eine längst fällige demo­
kratische Diskussion über die Zukunft 
unserer Volksschule einfordern!

Esther Bürge, Kindergärtnerin, Effretikon
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Achtung!
Zahle Höchst- 

preise für  
alle Autos.  

Komme bei Ihnen  
vorbei.

Telefon  
044 822 26 11

Erfolgreich werben 

im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»

Forstpflanzen jeder Art, erstklassige
Qualität aus ausgewählten Beständen

Jungpflanzen 
für Weihnachtsbäume

Wildverbiss-
und Fegeschutz für Nadel- und
Laubholz, Akazienpfähle zur Befestigung

Fordern Sie unsere Preisliste an!

Josef Kressibucher AG 
Forstbaumschule
Ast 2
8572 Berg TG
Tel. 071 636 11 90
info@kressibucher.ch 
www.kressibucher.ch

Wildgehölze einheimische
für  stufige Waldränder, Hecken, Garten-, 
Bach- und Strassenbegleit-Bepflanzungen

Kressibucher_Forstbepflanzung.indd   1 20.01.16   13:46

 
 
 
 
 
 
Wir laden Sie freundlich ein zu unserem politischen Diskussions-Forum. 
Der Anlass ist öffentlich. Alle sind herzlich willkommen! 
 
 

Freitag, 2. März 2018, ab 18.00 Uhr mit 
 
 
 Dubravko Sinovcic 
 Gemeinderat SVP ZH 
 
 
 
 
 
 Thema: 
 
 Explodierende Krankenkassenprämien! 
 Was läuft schief? 
 
 
 
  Ort: Im Hotel / Restaurant Landhus 
 Katzenbachstrasse 10, 8052 Zürich 
 (Endstation Seebach) 
 
 Programm: ab 18.00 Uhr Eintreffen 
 18.15 Uhr Referat 
 18.45 Uhr Fragen und Diskussion 
 19.15 Uhr geselliges Beisammensein  
 
 
 
 
 

  Informationen über weitere Anlässe der SVP Zürich 11 
  finden Sie unter: www.svp-zuerich11.ch 
  SVP Zürich 11, Postfach 6506, 8050 Zürich 

–
Brunner
Susanne

Bartholdi
Roger

Am 4. März in den Stadtrat

wählen!
SVP der Stadt Zürich, 

Postfach 6612, 8050 Zürich

www.susanne-brunner.ch www.roger-bartholdi.ch

zusammen mit Filippo Leutenegger (auch als Stapi), 
Michael Baumer, Markus Hungerbühler

Wir freuen uns auf den 
Austausch mit Ihnen!

Samstag 3. März, von 9:00 - 12:00 Uhr, Singsaal Eichi

„Kafi, Zopf & Kandidate“

Beim offerierten Brunch können Sie mit unseren 
Kandidaten ins persönliche Gespräch kommen.

Was erwarten Sie von Ihren Behördenvertretern?
Was läuft gut in Niederglatt, was soll angepackt werden?

Welche Herausforderungen stehen an?

www.svp-niederglatt.ch wählen!

ERNEUERUNGSWAHLEN
N I E D E R G L A T T

Ja zu einer breit abgestützten Volksschule.

zur Mitbestimmungs-Initiative «Lehrplan vors Volk»!

Abstimmung  

4. März 2018

Gueti Chance für all öisi Chind!

JA  SRG: Service public geht ohne  
Billag-Abzocke

JA  zu einer neuen und unabhängigen SRG  

JA  zum Service public in allen  
Landesteilen ohne Zwang

JA  zu weniger Steuern für alle

JA  zur Abschaffung der willkürlichen  
Doppelbesteuerung für KMU

JA  zu Vielfalt und Freiheit der Medien 

No-billag-ja.ch Deshalb am 4. März 2018

Wir sagen JA.

Jean-François Rime, 
Nationalrat SVP FR, 
Präsident sgv

Peter Schilliger, 
Nationalrat FDP LU, 
Unternehmer

Natalie Rickli, Natio-
nalrätin SVP  ZH

Marcel Dettling, 
Nationalrat SVP SZ, 
Landwirt 

Hans-Ulrich Bigler, 
Nationalrat FDP ZH, 
Direktor sgv 

Andri Silberschmidt, 
Präsident Jungfrei-
sinnige

Sylvia Flückiger, 
Nationalrätin SVP 
AG, Vorstand sgv, 
Unternehmerin 

Marcel Schweizer, Un-
ternehmer, Präsident 
kantonaler Gewerbe-
verband BS

Werner Scherrer, Un-
ternehmer, Präsident 
kantonaler Gewerbe-
verband ZH

«Mit einem JA zu No Billag setzen wir 
ein Zeichen gegen die Selbstbedie-
nungsmentalität des Staates, der bei 
Parkgebühren, mit Radarfallen und mit 
Steuern auf Genussmittel immer mehr 
abkassiert.» 

JA zu weniger 
Steuern für alle

Wer keine Programme der SRG konsumiert, 

soll nicht bezahlen müssen. Die No Billag Ini-

tiative schafft die ungerechte Mediensteuer 

ab. Service public in hoher Qualität ist ohne 

Zwang möglich. 

Billag-Abzocke

No  Billag JA

JA SRG: 
No  Billag JA

Service public ohne Billag-Abzocke!

Überparteiliches Komitee No Billag JA, Schwarztorstrasse 26, 3007 Bern

Die SRG ist zu gross und zu schwerfällig geworden. 
Sie ruiniert mit ihren Steuermilliarden und ihrer ag-
gressiven Ausdehnung die privaten Medienhäuser. 
Bezahlen müssen das die Bürger. Die Wirtschaft 
wird sogar doppelt besteuert. 

Eine neue, befreite SRG ist möglich – ohne Billag-
Abzocke! Ein  JA  zu No Billag ist ein  JA  zu einer un-
abhängigen SRG und einem starken Service public in 
allen Sprachregionen.

Weiteres Komitee: Adrian Amstutz, Nationalrat SVP; Michaël Buffat, Nationalrat SVP; Jörg Caluori, Unternehmer; Raymond Clottu, Nationalrat SVP; Pierre Crete-
gny; Hans Egloff, Nationalrat SVP; Sebastian Frehner, Nationalrat SVP; Andreas Glarner, Nationalrat SVP; Uwe Grampe, Unternehmer; Franz Grüter, Nationalrat SVP; 
Verena Herzog, Nationalrätin SVP; Albert Hirayama, CVP; Christian Imark, Nationalrat SVP; Tobias Infortuna, Vorstandsmitglied SVP; Thomas Matter, Nationalrat SVP; 
Markus Nann, Unternehmer; François Pellouchoud, Abgeordneter VS; Lorenzo Quadri, Nationalrat SVP; Beni Riedi, Kantonsrat SVP; Christian Riesen, Wirtschaftsin-
formatiker; Konrad Rüegg, Unternehmer; Michael Schaub, SVP; Pirmin Schenk, Ortsparteipräsident SVP; Helene Schulthess, Flötistin; Urs Schüpbach, ehem. Unter-
nehmer; Juraj Sekerka, Managing Partner; Sandra Sollberger, Nationalrätin SVP; Bruno Stanek, Raumfahrtexperte; Heinz H. Sulzer, dipl. Ingenieur; Pirmin Schwander, 
Nationalrat SVP; Mauro Tuena, Nationalrat SVP; Walter Wobmann, Nationalrat SVP; Rolf Vetterli, Unternehmer; Claudio Zanetti, Nationalrat SVP

Jessica Brestel, 
Medizinstudentin, 

Jungfreisinnige Zürich
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SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat/Fraktion
Montag, 26. Februar 2018, 13.00 Uhr, Sit­
zung, Zunfthaus zur Haue.

SVP-STAMM

Bezirk Affoltern/Aeugst
Jeden 1. Donnerstag im Monat, ab 20.00 
Uhr, Restaurant Eichhörnli, Aeugst.

Bezirk Bülach/Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober­
embrach.

Bezirk Dielsdorf/Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 20.00 
Uhr, Restaurant Bienengarten, Dielsdorf.

Bezirk Horgen/Oberrieden
Jeden 3. Donnerstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Bar Galerie zur Zinne, Oberrieden.

Bezirk Meilen/Meilen
Jeden zweiten Samstag (gerade Kalender­
wochen), ab 10.30 Uhr, Restaurant Frieden, 
Rauchgässli 34, Meilen.

Bezirk Pfäffikon/Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11 bis 
12 Uhr, im Restaurant Hecht, Usterstras- 
se 8, Pfäffikon.

Bezirk Uster/Uster
Immer am letzten Donnerstag im Monat, 
17.30 Uhr, Restaurant Feldegg, Kreuzstras-
se 15, Uster.

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 Uhr, 
Parteihöck im Raum Zürich, Standort und 
Details werden auf unserer Homepage: 
www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet.

Stadt Zürich/Kreis 3
Jeden ersten Montag im Monat, ab 18.00 
Uhr, Restaurant Bahnhof Wiedikon, See­
bahnstrasse 33, Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Restaurant Kornhaus, Langstras-
se 243 (Limmatplatz), Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Restaurant Neubühl, Winterthurerstras- 
se 175, Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa­
mendingerplatz 2, Zürich.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Andelfingen
Mittwoch, 7. März 2018, 11.30–14.00 Uhr, 
Restaurant Bahnhof, Alte Andelfinger­
strasse 2, Henggart, SVP-Politlunch mit 
Philipp Gut, stellvertretender Chefredak­
tor der Weltwoche. Thema: Wie viel Biss 
braucht der Schweizer Journalismus? 11.30 
Uhr: Apéro (die SVP lädt ein), 12.00 Uhr: 
Mittagessen (auf Kosten der Teilnehmer), 
13.00 Uhr: Referat.

Bezirk Bülach/Eglisau
Montag, 30. April 2018, 20.00 Uhr (Apéro ab 
19.30 Uhr), Moschtis Partyraum, Alte Land­
strasse 35, Eglisau, Generalversammlung.

Bezirk Dielsdorf
Freitag, 27. April 2018, bis Sonntag, 29. April 
2018, SVP des Bezirks Dielsdorf an der 

Rümlanger Gewerbeausstellung 2018, Stand 
Nr. H23. Weitere Informationen unter www. 
ruega.ch.

Bezirk Dielsdorf/Niederglatt
Samstag, 3. März 2018, 09.00-12.00 Uhr, 
Singsaal Eichi Niederglatt, Erneuerungswah­
len Niederglatt, beim offerierten Brunch 
können Sie mit unseren Kandidaten ins 
persönliche Gespräch kommen.

Dienstag, 13. März 2018, 19.30 Uhr, Sing­
saal Eichi Niederglatt, Vortrag «konse­
quent Grenzen setzen» von Sefika Garibo­
vic und Diskussion zum Thema «Schul- und 
Sozialsystem am Anschlag? Umgang mit 
schwierigen Kindern & Jugendlichen» mit 
Sandra Monroy (SVP Niederglatt) und Ka­
tharina Strehler (Frauenforum Niederglatt). 
Anschliessend Apéro.

Bezirk Meilen/Zollikon
Montag, 26. März 2018, ab 18.00 Uhr, Res­
taurant «Sunnegarte-Kafi», Sonnengarten­
strasse 45, Zollikerberg, SVP-Höck mit Na­
tionalrat Gregor Rutz.

Montag, 28. Mai 2018, ab 18.00 Uhr, Wirt­
schaft «Zum Truben», im Säli, 1. Stock, Zol­
likon, SVP-Höck.

Montag, 9. Juli 2018, ab 18.00 Uhr, Res­
taurant «Sunnegarte-Kafi», Sonnengarten­
strasse 45, Zollikerberg, SVP-Höck.

Montag, 3. September 2018, ab 18.00 Uhr, 
Wirtschaft «Zum Truben», im Säli, 1. Stock, 
Zollikon, SVP-Höck mit Nationalrat Gregor 
Rutz.

Montag, 12. November 2018, ab 18.00 Uhr, 
Restaurant «Sunnegarte-Kafi», Sonnengar­
tenstrasse 45, Zollikerberg, SVP-Höck mit 
Nationalrat Gregor Rutz.

Junge SVP Kanton Zürich
Samstag, 24. Februar 2018, 19.00 Uhr, Café-
Bar Oskar Kowalski, Schützengasse 4, Zü­
rich, Wahlhöck mit Stadtratskandidatin 
Susanne Brunner und den SVP-Gemeinde­
ratskandidaten unter 35.

Stadt Zürich/Kreis 11
Freitag, 2. März 2018, ab 18.00 Uhr, Hotel/
Restaurant Landhus, Katzenbachstrasse 10, 
Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Gemeinderat 
Dubravko Sinovcic. Thema: Explodierende 
Krankenkassenprämien! Was läuft schief?

Freitag, 25. Mai 2018, ab 18.00 Uhr, Hotel/
Restaurant Landhus, Katzenbachstrasse 
10, Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Kantonsrat 
Benjamin Fischer. Thema: SVP, die Partei 
der Zukunft.

Freitag, 31. August 2018, ab 18.00 Uhr, Ho­
tel/Restaurant Landhus, Katzenbachstras- 
se 10, Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Natio­
nalrat Toni Brunner. Thema: Wohin steuert 
die freie Schweiz?

Freitag, 26. Oktober 2018, ab 18.00 Uhr, 
Hotel/Restaurant Landhus, Katzenbach­
strasse 10, Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Ge­
meinderat Roberto Bertozzi. Thema: Um­
kämpfte Arbeit der Zürcher Sozialdetek- 
tive.

Weitere Veranstaltungen
Samstag, 24. Februar 2018, 12.00–21.00 
Uhr, Landgasthof Sonne, Haus der Freiheit, 
Wintersberg, Ebnat-Kappel SG, Spaghet­
tata mit Nationalrat Claudio Zanetti. Tisch­
reservation unter info@hausderfreiheit.ch 
oder 071 993 10 01.

MOTORRAD-CLUB SVP

Ausfahrten
Sonntag, 22. April 2018, Route noch offen, 
1. Ausfahrt.
Sonntag, 27. Mai 2018, Route noch offen,  
2. Ausfahrt.
Sonntag, 24. Juni 2018, Route noch offen, 
3. Ausfahrt.
Samstag, 21. Juli 2018, bis Sonntag, 22. Juli 
2018, Route noch offen, 4. Ausfahrt.
Sonntag, 19. August 2018, Route noch of­
fen, 5. Ausfahrt.
Sonntag, 23. September 2018, Route noch 
offen, 6. Ausfahrt.

Generalversammlung
Freitag, 23. März 2018, 19.15 Uhr, Restau­
rant Hochwacht-Pfannenstiel, Hochwacht 3, 
Egg.

Schlussfest
Freitag, 12. Oktober 2018, 19.15 Uhr, Ort 
noch offen.

Sommerreise
Donnerstag, 2. August 2018 bis Sonntag, 
5. August 2018, nähere Angaben folgen.

Stämme
Freitag, 23. Februar 2018, 19.30 Uhr (nach 
dem Besuch der Zweiradmesse), Restau­
rant Isebähnli Oerlikon, Hagenholzstras- 
se 51, Zürich, Winterstamm.

Dienstag, 10. April 2018, 19.30 Uhr, Restau­
rant Sternen, Sennhüttestrasse 1, Wangen 
b. Dübendorf, 1. Stamm.

Dienstag, 8. Mai 2018, 19.30 Uhr, Restau­
rant Bergwerk, Buchs, 2. Stamm.

Dienstag, 12. Juni 2018, 19.30 Uhr, Oldti­
mer Museum, Mettmenstetten, 3. Stamm.

Freitag, 6. Juli 2018, 19.30 Uhr, Geerlisburg, 
Kloten, 4. Stamm.

Dienstag, 14. August 2018, 19.30 Uhr, Bach­
tel Kulm, 5. Stamm.

Freitag, 31. August 2018, 19.30 Uhr, Win­
zerhaus, Weiningen, 6. Stamm.

Termine 2018
			   26. Februar bis 16. März	 Frühlingssession

Sonntag	 4. März	 Eidg. und kantonale Volksabstimmung 
				    Gemeindewahlen Zürich & Winterthur

Mittwoch	 21. März	 Büro der Parteileitung

Samstag	 24. März	 Eidg. Delegiertenversammlung

Dienstag	 3. April	 Sitzung der Bezirksparteipräsidenten

Dienstag	 3. April	 Parteileitung / Kantonalvorstand

Samstag	 7. April	 Klausur Büro der Parteileitung

Mittwoch	 18. April	 Kant. Delegiertenversammlung

			   23. April bis 4. Mai	 Frühjahrsferien

			   2. bis 4. Mai	 Ev. Sondersession

Donnerstag	 17. Mai	 Büro der Parteileitung

Samstag	 26. Mai	 1. Tagung Parteiprogramm 2019–2023

			   28. Mai bis 15. Juni	 Sommersession

Sonntag	 10. Juni	 Eidg. und kantonale Volksabstimmung

Montag	 18. Juni	 Fraktionsausflug Bezirk Horgen

Freitag	 22. Juni	 Büro der Parteileitung

Samstag 	 23. Juni	 Eidg. Delegiertenversammlung

Samstag	 30. Juni	 2. Tagung Parteiprogramm 2019–2023

			   16. Juli bis 17. August	 Sommerferien

Donnerstag	 9. August	 Büro der Parteileitung

Dienstag	 14. August	 Sitzung der Bezirksparteipräsidenten

Dienstag	 14. August	 Parteileitung / Kantonalvorstand

Mittwoch	 22. August	 Behördentagung Bürgerrecht

Donnerstag	 23. August	 Kant. Delegiertenversammlung

Samstag	 25. August	 Eidg. Delegiertenversammlung

Fr/Sa/So	 September (Datum noch nicht bekannt)	 SVP-Schiessen

Mittwoch	 5. September	 Büro der Parteileitung

			   10. bis 28. September	 Herbstsession

Samstag	 15. September	 Budget-Klausur Kantonsratsfraktion

Sonntag	 23. September 	 Eidg. und kantonale Volksabstimmung

Dienstag	 2. Oktober	 Sitzung der Bezirksparteipräsidenten

Dienstag	 2. Oktober	 Parteileitung / Kantonalvorstand

Donnerstag	 4. Oktober	 Jahresanlass Kuratorium Blau/Weiss

			   8. bis 19. Oktober	 Herbstferien

Dienstag	 16. Oktober	 Kant. Delegiertenversammlung

Samstag	 27. Oktober	 Eidg. Delegiertenversammlung

Mittwoch	 14. November	 Büro der Parteileitung

Sonntag	 25. November	 Eidg. und kantonale Volksabstimmung

			   26. November bis 14. Dezember	 Wintersession

Dienstag	 11. Dezember	 Büro der Parteileitung

Montag	 17. Dezember	 Fraktionsessen Kantonsrat

30.3. / Karfreitag    2.4. / Ostermontag    16.4. / Sechseläuten    10.5. / Auffahrt    21.5. / Pfingstmontag    10.9. / Knabenschiessen

Wöchentliche Fernsehsendung mit Christoph Blocher

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den  
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches  
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird  
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch übertragen.
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